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ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS





a.a.O.	am angeführten Ort


Abs.	Absatz


Art.	Artikel


BV	Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (RS 101)


CSP	Christlichsoziale Partei


CVP	Christlichdemokratische Volkspartei


FDP	Freisinnig-Demokratische Partei


KV	Kantonsverfassung


KV-BE	Verfassung des Kantons Bern vom 6. Juni 1993


KV-FR	Verfassung des Kantons Freiburg vom 7. Mai 1857


KV-JU	Verfassung der Republik und des Kantons Jura vom 20. März 1977 


KV-NE	Verfassung der Republik und des Kantons du Neuenburg vom 24. September 2000


KV-NW	Verfassung des Kantons Unterwalden nid dem Wald vom 10. Oktober 1995


Öff.	Öffnung


OG	Bundesgesetz vom 16. Dezember 1943 über die Organisation der Bundesrechtspflege (SR 173.110)


OL	Offene Liste


SP	Sozialdemokratische Partei


SVP	Schweizerische Volkspartei


vgl.	vergleiche


VRG	Gesetz vom 23. Mai 1991 über die Verwaltungsrechtspflege (SGF 150.1)














�
KURZFASSUNG





Die Kommission 6 wurde dazu gebracht, wie einige es nennen würden, ins „Labyrinth der Justiz“ vorzudringen. Um zu verhindern, dass sie sich darin verliert, hat die Kommission den Ariadnefaden des Ideenheftes Nr. 3 D, in Zusammenhang mit den Gerichtsbehörden bis hin zu den Fragen, die zu beantworten sie sich zur Aufgabe gemacht hatte, aufgerollt. 





So hat sie sich ausdrücklich für die ergänzenden oder alternativen Konfliktlösungssysteme ausserhalb der Gerichte ausgesprochen, wie die Schlichtung oder die Mediation, und schlägt demnach vor, dem Gesetzgeber dafür eine Verfassungsgrundlage einzuräumen.





Sie erachtete es als notwendig, für die Regelung der Tätigkeit der richterlichen Gewalt, die wichtigsten Grundprinzipien wie Unabhängigkeit, Gesetzmässigkeit, Transparenz...usw., in die Verfassung aufzunehmen.





Sie vertritt das Aufrechterhalten differenzierter Gerichtsbarkeiten (Zivil-, Straf-, Verwaltungs- und Verfassungsgerichtsbarkeit):





Sie stellt fest, dass die Systeme der 1. und der 2. Instanz aufrechterhalten werden müssen;


sie erachtet es als notwendig, alle Gerichtsbehörden der 1. Instanz aufrechtzuerhalten,  einschliesslich berufsmässiger Friedensgerichte;


sie schlägt vor, im Sinne einer besseren Flexibilität, dem Gesetzgeber für die territoriale Organisation der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit Handlungsfreiheit zu überlassen;


sie genehmigt die territoriale Zuständigkeit des Kantonsgerichts und ihrer Ad hoc Kommissionen, die auf dem gesamten Kantonsgebiet wahrgenommen wird;


sie begrüsst, auf Ebene der letzten kantonalen Instanz, die Verwaltungsgerichtsbarkeit in die Zivil- und Strafgerichtsbarkeit einzubinden, was die Vereinigung des Verwaltungsgerichts mit dem Kantonsgericht voraussetzt;


sie widersetzt sich einer zweistufigen Verwaltungsgerichtsbarkeit, wie im Bereich der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit;


sie begrüsst die Schaffung einer Verfassungsgerichtsbarkeit (Minderheitsbericht).





Sie schlägt ausserdem vor, was aus dem Ideenheft nicht hervorgeht, dass die kantonalen richterlichen Behörden die Verfassungsmässigkeit der kantonalen Texte, zu deren Anwendung sie verpflichtet sind, überprüfen müssen.





Sie lehnt es ab, folgende Inhalte in die Verfassung aufzunehmen:





die genaue Anzahl der Richter des Kantons- und des Verwaltungsgerichts, da ihrer Ansicht nach diesem Aspekt kein Verfassungsrang zukommt;


die Unterscheidung zwischen den verschiedenen ständigen Mitgliedern, Ersatzrichtern und Beisitzern des Kantons- und des Verwaltungsgerichts;


die Frage, ob sich Kantons- und Verwaltungsgericht gleichzeitig aus Berufs- und Nichtberufsrichtern zusammensetzen kann;


die Frage, ob sich das Kantons- und das Verwaltungsgericht ebenfalls gleichzeitig aus ständigen und teilzeitlich beschäftigten Berufsrichtern zusammensetzen kann.





Sie schlägt vor, dem Gesetzgeber durch eine ausreichende Verfassungsgrundlage die Befugnis zu verleihen, Richter ausländischer Herkunft an Freiburger Gerichten zuzulassen, wenn dies erforderlich erscheint.





Die Kommission widersetzt sich der Tatsache, dass ehemalige Magistraten von Amtes wegen zu Ersatzrichtern oder Beisitzern ernannt werden, sowohl auf Ebene des Kantons- und des Verwaltungsgerichts, wie auch auf Ebene der 1. Instanz.





In Meinung, dass diesen Problemen kein Verfassungsrang zukommt, widersetzt sich die Kommission der Tatsache, dass für die Wahl in die richterlichen Ämter eine untere Altersgrenze vorgeschrieben wird, und hält es für richtig, dem Gesetzgeber zu überlassen, eine obere Altersgrenze vorzusehen.





Die Kommission widersetzt sich dem Umstand, dass der richterlichen Behörde die finanzielle Autonomie gewährt wird.





Die Kommission hat die Schaffung eines Justizrates mit folgenden Befugnissen beschlossen:





Die Auswahl der Kandidaten für die Wahl der Richter und Ersatzrichter des vereinten Kantons- und Verwaltungsgerichts, während der Grosse Rat einen vom Justizrat vorgeschlagenen Kandidaten, unter Ausschluss anderer, wählt (Minderheitsbericht);


die Auswahl der Kandidaten für die Wahl in das Amt des Staatsanwalts nach dem gleichen System wie für die Wahl der Kantonsrichter;


die Ernennung der Untersuchungsrichter, der Gerichtspräsidenten der 1. Instanz, der Stellvertreter des Staatsanwalts, der Friedensrichter, der Richter und Beisitzer;


die direkte Überwachung des Kantonsgerichts und der Staatsanwaltschaft;


die direkte Überwachung der richterlichen Behörden der 1. Instanz, mit der Möglichkeit, diese Aufgabe an das Kantonsgericht zu delegieren.





Die Zusammensetzung des Justizrates wäre die folgende:





Ein Vertreter des Grossen Rates, ein Vertreter des Staatsrates, ein Vertreter des vereinten Kantons- und Verwaltungsgerichts, ein Vertreter der Magistraten der 1. Instanz, ein Vertreter der Staatsanwaltschaft, ein Vertreter der Anwaltskammer, ein Vertreter der Rechtsfakultät, der zwingend ordentlicher Professor sein müsste.





Der Präsident des  Justizrates wäre der Vertreter der Rechtsfakultät.





Die Kommission ist der Meinung, dass das Quorum im Rahmen des Justizrates nicht in die Verfassung aufgenommen werden sollte. Sie befürwortet aber ein Quorum von fünf Mitgliedern.





Sie ist der Meinung, dass die Probleme des Ausstandes durch das Gesetz und nicht durch die Verfassung zu regeln sind.





Jedes Mitglied der richterlichen Behörden der 1. und 2. Instanz würde auf unbestimmte Zeit gewählt oder ernannt, was die Aufhebung der fünfjährigen Amtsperiode voraussetzt.





Die Kantonsrichter wählen Ihren Präsidenten für ein Jahr.





Die Kommission vertritt die Ansicht, dass die spezifischen Grundlagen für die Tätigkeit der richterlichen Behörden in die Verfassung aufgenommen werden müssen. Sie hat zu diesem Thema sieben Thesen vorgeschlagen.





Schliesslich ist die Kommission der Meinung, dass die unentgeltliche Rechtspflege in der Verfassung verankert werden sollte.











I.		ORGANISATION





A.	Zusammensetzung der Kommission





Philippe Vallet (CVP), Präsident


Patrik Gruber (SP), Vize-Präsident


Danielle Julmy-Hort (CVP)


Nicolas Grand (CVP)


Jacques Repond (CVP) (als Ersatz für Hubert Lauper, CVP, zurückgetreten)


Claude Schorderet (CVP)


Adrien Kisenga (SP)


Sylviane Périsset (SP)


Denis Boivin (FDP)


Peter Bachmann (FDP)


Antoinette de Weck (FDP)


Michel Bavaud (OL)


Nicole Monney (OL)


Michel Zadory (SVP) (Michel Zadory ist auf den 31. Dezember 2001 zurückgetreten und sein Stellvertreter ist Pierre-André Liniger SVP)


Reinold Raemy (CSP)


Maurice Reynaud ( Öff.)


Andréa Ragonesi, Juristin, Sekretärin








B.	Mandat





Es ist Aufgabe der Kommission 6, die richterliche Gewalt und die Mediation zu behandeln.





Die richterliche Gewalt (Judikative) verkörpert, nach der Legislative und der Exekutive, die 3. Staatsgewalt. 





Ihre Aufgabe ist es, die Justiz zu verwalten, Urteile und Entscheide, in Anwendung und Auslegung des Gesetzes, auf einem bestimmten Gebiet zu erlassen. Sie greift ein in Streitsachen unter Privaten (zivilrechtliche Streitsachen), zwischen den Bürgern und dem Staat, unter öffentlichen Körperschaften (verwaltungsrechtliche Streitsachen), oder gegen Personen, die eine Straftat begangen haben (strafrechtliche Streitsachen).





Die richterliche Gewalt muss so in der Lage sein, in voller Unabhängigkeit und Unparteilichkeit, innnerhalb vernünftiger Fristen und ausschliesslich unter Beachtung der verfassungsmässigen Rechte und ihrer Gesetzmässigkeit, zu handeln.





In der Schweiz sind gegenwärtig für die Gerichtsorganisation und die Prozessverfahren grundsätzlich ausschliesslich die Kantone zuständig, die unter Vorbehalt des Völkerrechts und des Bundesrechts diese Kompetenz auf ihrem Gebiet souverän wahrnehmen.





Als Alternative zur Judikative könnte man für die Lösung von Streitfällen andere, flexiblere und schnellere Verfahrenssysteme vorsehen, bei denen es nicht darum geht, einen Konflikt zu untersuchen und seine Ursachen abzuklären, sondern mit den in Konflikt stehenden Personen zusammenzuarbeiten, um sie, für die Erfüllung ihres Rechts- und Gerechtigkeitsempfindens, zu einer geeigneten Vereinbarung zu führen.





Unsere Aufgabe bestand also darin, die gegenwärtig im Kanton Freiburg vorherrschende Situation zu untersuchen, aber uns auch mit jener anderer Kantone und des Auslands zu befassen, die vom Bund den Kantonen in gewissen Bereichen wie des Vormundschaftswesens, des Straf- und Zivilprozessverfahrens auferlegten Änderungen in unsere Überlegungen einzubinden, und neue Vorschläge für die Zukunft zu formulieren, die, wie wir hoffen, das Bestehende festigen und das verbessern, was unserer Meinung nach einer Verbesserung bedarf.








C.	Interne Organisation und Arbeitsmethode, Anhörungen





Die Kommission 6 beschränkte sich darauf, in der Person von Patrik Gruber einen Vize-Präsidenten zu wählen. Bei Abwesenheit eines Mitgliedes, wurde dieses manchmal ersetzt, es war aber nicht die Regel.





Die Kommission hat ihre Sitzungen ausschliesslich im Landwirtschaftlichen Institut von Grangeneuve abgehalten. Bis Ende April hat sie zuerst zwei halbtägige Sitzungen pro Monat und später, angesichts des Umfangs ihrer Aufgabe, drei halbtägige Sitzungen pro Monat abgehalten, zuletzt Ende November.





Die Kommission hat mehrere Persönlichkeiten aus dem Kanton zurate gezogen, namentlich:





Die Herren Michel Cuennet, Friedensrichter des III. Kreises des Greyerzbezirks, in Bulle, und  Pierre-André Tissot, Friedensrichter des IV. Kreises des Saanebezirks, in Freiburg, anlässlich der Sitzung vom 30. April 2001, zum Thema der Friedensgerichte, ihrer Aufgaben und Tätigkeiten.


Frau Maryline Boson Sulmoni, Dienstchefin des Justizdepartements, in Freiburg, zum Stand der Vorbereitungen bezüglich der möglichen Schaffung eines  Justizrates und anderer in Bearbeitung stehender Texte, die die richterliche Gewalt, und somit auch die Kommission 6, betreffen können. Diese Anhörung fand ebenfalls am 30. April 2001 statt.


Die Herren Pierre Kaeser, Präsident des Kantonsgerichts und Christian Pfammatter, Richter am Verwaltungsgericht, zur Beibehaltung der richterlichen Behörden der 1. Instanz, der möglichen Neuaufgliederung der Gerichtskreise, der Schaffung einer Verwaltungsgerichtsbarkeit,  zum Auswahlverfahren für die Kantonsrichter und die Magistraten der 1. Instanz, zur Schaffung des Justizrates und der ihm zu übertragenden Kompetenzen, sowie um den Mitgliedern der Kommission zu erlauben, ihnen alle sachdienlichen Fragen zu stellen.





Sie hat : 





Durch ihren Präsidenten, mit Herrn Charles-Antoine Hartmann, Präsident der Justizkommission des Grossen Rates, zur Schaffung des Justizrates, sowie mit Frau Noëlle Chatagny, Leiterin  der Vormundschaftsbehörde in Freiburg und Mitglied der Eidgenössischen Expertenkommission für die Revision des Vormundschaftsrechts, telefonisch Verbindung aufgenommen.


Die Herren Conti, ehemaliger Vorsitzender der Anwaltskammer des Kantons Jura und Broglin, Mitglied des Kantonsgerichts des Kantons Jura und Präsident des Verfassungsgerichtshofes dieses Kantons, über den Verfassungsgerichtshof telefonisch befragt. Der Präsident hat den Inhalt dieser Gespräche den Kommissionsmitgliedern mitgeteilt.


Schriftlich die Bezirksgerichte, die Oberämter der Bezirke, das Kantonsgericht, das Verwaltungsgericht, die Staatsanwaltschaft, das Untersuchungsrichteramt und die Anwaltskammer über die Fragen 4d und 5 des Ideenheftes Nr. 3, sowie zur Beibehaltung oder Aufhebung des Schlichtungsversuchs in Strafsachen durch den Oberamtmann, angefragt.


Schriftlich die Verfassungsgerichtshöfe der Kantone Jura und Nidwalden über ihre Erfahrungen und statistischen Daten im Bereich der Verfassungsgerichtsbarkeit  angefragt. 


Schriftlich das Kantonsgericht und das Verwaltungsgericht über die Fragen 6d des Ideenhefts Nr. 3 angefragt.


Das Justizdepartement und das Departement der Gemeinden angefragt, um die gegenwärtigen Betriebskosten der Friedensgerichte festzustellen.


Bei Herrn Tarkan Göksu, juristischer Berater des Verfassungsrates, einen Bericht über die Zweckmässigkeit der Verfassungsgerichtsbarkeit angefordert (in der Zwischenzeit in der Freiburger Zeitschrift für Rechtssprechung veröffentlicht). 


Vom Untersuchungsbericht Piquerez-Cornu Kenntnis genommen, um die Probleme, die der Freiburger Justiz begegnet sind, kennen zulernen und im Rahmen der vorliegenden Verfassungsrevision  zu beheben.


Bei Herrn Pierre Scyboz, juristischer Berater des Verfassungsrates, einen Bericht über die möglichen Rechtsmittel im Auswahlverfahren des Obersten Justizrates für die Kandidaten des Kantonsgerichts angefordert.








II.		Allgemeine Erwägungen





Unter dem Titel « Justiz und Mediation », befasste sich die Kommission mit allen Fragen, die die Organisation und die Tätigkeit der Freiburger Justiz betreffen. Die Kommission wurde bei ihren Überlegungen durch folgenden Grundgedanken geleitet: Die richterliche Gewalt stellt einen Teil des demokratischen Staatsgefüges dar und nimmt damit eine wichtige und grundlegende Aufgabe wahr. So gilt es festzuhalten, dass die richterliche Gewalt ihre Kompetenzen direkt vom dem in der Verfassung fest gelegten Volkswillen ableitet. Ebenso muss man in der Verfassung garantieren, dass die Personen, denen eine gerichtliche Amtstätigkeit übertragen wurde, ihre Aufgabe in voller Unabhängigkeit ausüben können. So müssen in der Verfassung die Organisations- und Wahlprinzipen der richterlichen Behörden festgelegt werden. Ausserdem gilt es zu bestimmen, wie und in welcher Form die richterliche Gewalt überwacht wird und dem Souverän über ihre Tätigkeit berichten soll.





Weiter muss man eingestehen, dass keine der drei Staatsgewalten vorgeben kann, völlig unabhängig zu sein. Ein funktionstüchtiger Staat kann in erster Linie nur bei gegenseitiger Achtung der Rollen der drei Gewalten bestehen. So haben zum Beispiel die richterlichen Behörden keine finanzielle Autonomie, um ihre Unabhängigkeit zu garantieren (vgl. These 6.44, S. 36 des vorliegenden Berichts). Damit das Justizwesen funktionieren kann, muss ihm die Legislative ausreichende finanzielle Mittel zur Verfügung stellen (vgl. These 6.39, S. 35 des vorliegenden Berichts).





Da die Abgrenzung der jeweiligen Funktionen der  drei gleichberechtigten Gewalten und die Vorherrschaft oder die Abhängigkeit der einen im Verhältnis zur anderen manchmal schwer zu unterscheiden sind, war das Sicherstellen der richterlichen Unabhängigkeit eines der Hauptziele für die Erarbeitung der Thesen der Kommission 6.





Für die Kommission 6  bestand die Aufgabe nicht darin, die angeblichen Affären der Freiburger Justiz zu behandeln. Trotzdem hat sie die verschiedenen Berichte zur Kenntnis genommen und sich dabei öfters die Frage gestellt, ob die neuen Thesen das eine oder andere Ereignis hätten verhindern können.








III.		DARLEGUNG DER THESEN





A. 	Mediation





Der Bundesrat wurde im Juni 2001 vom Ständerat beauftragt, einen Bericht vorzulegen, in welchem er die Opportunität und die Vorgehensweise untersucht, in erster Instanz kostenlose Prozessverfahren zu entwickeln oder ins Leben zu rufen, die eine Mediation, eine Schlichtung usw. erlauben (Postulat 01.3038, eingereicht von der Justizkommission des Ständerats).





Gegenwärtig existieren in der Schweiz namentlich schon : 





-	das Konkordat über das Schiedsverfahren vom 27 März 1969 (Beitritt Freiburg 1971).


-	Die Schlichtungskommission im Bereich des Mietrechts.	


-	Die Schlichtungskommission, die vor jedem arbeitsrechtlichen Prozessverfahren angerufen werden kann (im Bereich der Gleichstellung von Frau und Mann)


-	Das (private) Amt für Familienmediation (Eherecht).


Die Oberamtmänner und die Jugendrichter (nur für Straftaten, die auf Antrag strafbar sind).


Der privaten Mediationsorgane, auch « Ombudsmann »  genannt (Banken, Versicherungen, Öffentliche Transportunternehmen, usw.)


Die offiziellen Mediationsorgane (Städte Bern, Winterthur und Zürich; Kantone Basel-Stadt, Basel-Landschaft und Zürich). Der Kanton Waadt dürfte in der Westschweiz eine Pionierrolle übernehmen, da sein Entwurf für die neue Verfassung vorsieht, das im April 1998 gegründete Bureau für verwaltungsrechtliche Mediation amtlich zu bestätigen.





Auf europäischer Ebene besteht die Tendenz, Verfahren zu entwickeln, um Konsumentenkonflikte aussergerichtlich zu lösen. Im Jahre 1998 hinterlegte die Europäische Kommission eine Empfehlung, um so ein wirkliches Netz für die Lösung aussergerichtlicher Konsumentenkonflikte ins Leben zu rufen. Die neue Bundesverfassung ordnet in Artikel 97 Abs. 3 an, dass „ die Kantone für Streitigkeiten bis zu einem bestimmten Streitwert ein Schlichtungsverfahren oder ein einfaches und rasches Gerichtsverfahren vorsehen müssen“. Im März 2001 richtete die eidgenössische Kommission für Konsumentenfragen eine Empfehlung an den Bundesrat, um aussergerichtliche Organe für die Lösung der Konsumentenkonflikte zu schaffen, deren Streitwert/Schaden sich nur auf geringe Werte beziehen. Der Grund für eine solche Entwicklung dieser Form von Konfliktlösung beruht gewiss auf der Tatsache, dass der begrenzte Wert des wirtschaftlichen Streitgegenstandes die Dauer und die Kosten des Gerichtsverfahrens ins Masslose treiben könnte. Wenn man den Konsumentinnen/Konsumenten ein zuverlässiges, rasches und unparteiliches Konfliktlösungssystem zur Verfügung stellt, wird man ihr Vertrauen in die Vergleiche erhöhen. Denn: „Es ist vor allem eine Imagefrage. Aus den ersten Erfahrungen stellen wir fest, dass sich die Klientel beruhigt fühlen, wenn ein Konflikt von einer unabhängigen und neutralen Instanz behandelt wird, auch wenn die Antwort darauf letztendlich die gleiche ist, wie die unsere“. (Auszug aus einem Artikel der Tageszeitung Le Temps vom 10. August 2001, Seite 7, mit der Überschrift: „Rose-Marie Ducrot kommt den unzufriedenen Benutzern der öffentlichen Verkehrsunternehmen entgegen“).





Überzeugt von der Richtigkeit der Zusammenarbeit mit in Konflikt stehenden Personen und im Bestreben sie zur Aufnahme von Vergleichsverhandlungen zu ermuntern, derart, dass ihrem Sinn für Rechtmässigkeit und Gerechtigkeit genüge getan wird, schlägt die Kommission 6 folgende These vor:








6.1	Das Gesetz kann ergänzende oder alternative aussergerichtliche Konfliktlösungssysteme vorsehen.�
�



Sie ist der Meinung, dass die künftige Freiburger Verfassung unter Berücksichtigung der Anpassungen an die Rechtsentwicklungen (u.a. des europäischen Rechts) dem Gesetzgeber gleichzeitig eine Botschaft und ein offenes Mandat erteilen muss: auf die Meinung der Freiburger Bürgerinnen und Bürger achten und je nach Bedarf ergänzende oder alternative Konfliktlösungssysteme ins Leben rufen.


�
B. 	Eine differenzierte Gerichtsbarkeit: Die Zivil-, Straf-, Verwaltungs- und Verfassungsgerichtsbarkeit 





1. Gerichtsbarkeiten





Unser Kanton kennt schon die erwähnten drei grossen Unterscheidungen im Ideenheft bezüglich der richterlichen Gewalt. Die Kommission macht sich die Argumente zu eigen, die in diesem Sinne im betreffenden Ideenheft dargelegt sind, welches gleichzeitig auch die 4. Gewalt anführt, die Verfassungsgerichtsbarkeit, einschliesslich der Gerichte, die abstrakt die Verfassungsmässigkeit der Normen überprüfen. 





Bezüglich der Zivil-, Straf- und Verwaltungsgerichtsbarkeit ist die Kommission überzeugt, dass es ihr nicht zusteht, die bestehenden Unterscheidungen zu ändern, das ohnehin keinen Vorteil zur Folge hätte, da die grundlegenden Unterscheidungen in der Schweiz anerkannt sind.





Was die Verfassungsgerichtsbarkeit anbelangt, ist die Mehrheit der Mitglieder der Kommission der Auffassung, die Einführung eines Verfassungsgerichtshofes in unserem Kanton sei angemessen, weshalb vorliegend die 4. diesbezüglich Unterscheidung aufrechterhalten werden kann. Daher die folgende These:





6.2	Die Unterscheidung zwischen Zivil-, Straf-, Verwaltungs- und Verfassungsgerichtsbarkeit wird aufrechterhalten.








2. Verwaltungsgerichtsbarkeit





Gegenwärtig wird die Verwaltungsgerichtsbarkeit hauptsächlich durch das Verwaltungsgericht wahrgenommen. Ad hoc Kommissionen nehmen sie in verschiedenen besonderen und vom Gesetz bestimmten Bereichen wahr (z.B. die Enteignungskommission oder die Schiedsgerichte im Bereich der Sozial-versicherungen).


Diese Behörden führen ihre Tätigkeit auf dem gesamten Kantonsgebiet aus.


Die Kommission 6 ist der Ansicht, dass dieses System zur allgemeinen Zufriedenheit funktioniert, und es deshalb keinen Grund gibt, es zu ändern.


Sie hat einstimmig beschlossen, das gegenwärtige System beizubehalten.





6.3	Die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird auf dem gesamten Kantonsgebiet wahrgenommen.








3. Vereinheitlichung des Kantonsgerichts





Mit zunehmender Mehrheit bei jeder Abstimmung zu dieser Frage, hat sich die Kommission 6 für die Vereinigung des Kantons- und Verwaltungsgerichts zu einer einzigen Behörde entschieden.








3.1. Historischer Rückblick





Bei der Schaffung des Verwaltungsgerichts, hat sich der Grosse Rat u. a. die Frage gestellt, ob es besser sei, dem Kantonsgericht ein Verwaltungsgerichtshof anzuglieder, oder ein vom Kantonsgericht getrenntes Verwaltungsgericht ins Leben zu rufen. In der Botschaft Nr. 150 vom 11. April 1989 (Amtliches Tagblatt der Sitzungen des Grossen Rates, S. 723 ff.) finden wir die Gründe, die den Ausschlag für die zweite Lösung gegeben haben, nämlich: „Schwierigkeiten, die neuen Richter und das notwendige Personal in den gegenwärtigen, wenn auch vergrösserten Räumlichkeiten unterzubringen; Schwierigkeiten, ein grosses Gericht zu verwalten; Gefahr der Isolation der Richter des Verwaltungsgerichtshofes gegenüber ihren Kollegen der anderen Gerichtshöfe wegen der Fülle der verwaltungsgerichtlichen Streitsachen; Schwierigkeiten, dem Verwaltungsgerichtshof im Rahmen des Kantonsgerichts Beisitzer von ausserhalb dieser Behörde zuzuteilen, mit dem Nachteil, dass sich die Funktionsweise dieses Gerichtshofs in sensibler Weise von den andern unterscheiden würde; Gefahr - um die Schaffung eines grossen Gerichts zu vermeiden -, dass man die Verwaltungsgerichtsbarkeit nur auf ihr striktes Minimum begrenzen könnte“.





Zur Zeit der Gründung des Verwaltungsgerichts war das Kantonsgericht die Institution, die am meisten Richter zählte. Die Bezirksgerichte funktionierten mit einem Richter und einem Gerichtsschreiber, obschon das Bezirksgericht des Saanebezirks vier Richter zählte. Damals sprach man noch nicht von einem Wirtschaftsstrafgericht und dem Untersuchungsrichteramt.





Heute zählt das Bezirksgericht des Saanebezirks 8 Gerichtspräsidenten französischer Sprache,  einen teilzeitlich beschäftigten Präsidenten deutscher Sprache und 11 Gerichtsschreiber; das Bezirksgericht des Greyerzbezirks 2 Präsidenten und 3 Gerichtsschreiber, ohne die möglichen Praktikanten einzurechnen. 


In zwölf Jahren haben sich die Distanzen verringert und die Kommunikationsnetze ausgedehnt, was eine Konzentrationsbewegung auf allen Stufen nach sich gezogen hat. In allen Bereichen wurde das, was vor einigen Jahren noch als unwandelbar erschien, aufgelöst oder zu Mega-Einheiten zusammengeschlossen. 





Mit unserem Vorschlag, die beiden kantonalen Gerichte zusammenzuschliessen, sind wir noch nicht an diesem Punkt angelangt. Ein Gericht mit vierzehn Richtern behält ein humanes Gesicht. Eine Behörde mit vierzehn Personen ist vollkommen funktionstüchtig. Liefert nicht das Bundesgericht den Beweis dafür, dass es trotz der Beschäftigung einer Vielzahl von Richtern zufriedenstellend funktioniert.





Was die Argumente der Botschaft anbelangt, so beruhen diese eher auf der geistigen Einstellung dieser Epoche als auf objektiven Kriterien. Es gibt keinen Grund, sich damit näher auseinanderzusetzen.








3.2. Argument zu Gunsten einer solchen Vereinigung


a) Praktische Aspekte 


Die Vereinigung der kantonalen Gerichte zu einer einzigen Einheit würde eine Konzentration der Räumlichkeiten, des Personals und der Arbeitsmittel erlauben.


Es würden Räumlichkeiten freigestellt, was zu Ersparnissen für den Staat und zur anderweitigen Verwendung der Gebäude in seinem Besitz ermöglichte.


Im Falle von Abwesenheit oder Krankheit könnte die Arbeit unter den Sekretärinnen und Gerichtsschreibern besser verteilt werden.


Und schliesslich wäre nur mehr eine Bibliothek notwendig.





b)  Ausstand


Auch wenn jedes Gericht mit Stellvertretern ausgestattet ist, wäre es im Falle eines Ausstandes sehr praktisch, über eine grössere Anzahl ordentlicher Richter zu verfügen. Gegen dieses Argument lässt man öfters die Spezialisierung der Richter vorbringen, die sie für das Bearbeiten von Zivil- oder Strafsachen als ungeeignet erscheinen lasse, sobald sie als Richter im Verwaltungsrecht tätig seien, oder umgekehrt. 


Man kann hier leicht erwidern, dass es im Zivilrecht auch sehr spezifische Bereiche gibt, so etwa das Recht für geistiges Eigentum und des Datenschutzes oder das Recht über den unlauteren Wettbewerb und das Kartellrecht, wo der Zivilrichter nur wenig Gelegenheit hat, die Materie zu vertiefen, in die er sich aber trotzdem stürzen muss, wenn ihm eine solche Angelegenheit unterbreitet wird.


Man muss ausserdem hervorheben, dass die Unterscheidung zwischen Zivilrecht und Verwaltungsrecht nicht so scharf ist, wie es den Anschein macht. Etliche Bereiche überschneiden sich, so wie das Bankenrecht, das Kartellrecht oder das landwirtschaftliche Bodenrecht. Letztlich sind gewisse Probleme ähnlich gelagert, ob sie sich nun im Zivilrecht oder im öffentlichen Recht stellen. So kann ein Richter, der mit dem privatrechtlichen Arbeitsvertrag vertraut ist, ohne grosse Mühe die Arbeitsverhältnisse in der öffentlichen Verwaltung beurteilen. 


c) Durch die zukünftige Verfassung dem Kantonsgericht neu übertragene Aufgaben


Im Verlaufe ihrer Arbeiten hat die Kommission die Schaffung eines Verfassungsgerichtshofes befürwortet. In der gegenwärtigen Situation, hätte dieser Gerichtshof die Kompetenz, die Verfassungsmässigkeit der kantonalen Gesetze zu prüfen, die Gültigkeit der Volksinitiativen zu überprüfen, über Streitsachen bezüglich der Gemeindeautonomie zu urteilen, die Ausübung der politischen Rechte zu überwachen und Kompetenzkonflikte zwischen Behörden zu entscheiden. Angesichts der Wichtigkeit dieser Konflikte im öffentlichen Leben unseres Kantons ist es von symbolischer Bedeutsamkeit, den Verwaltungsgerichtshof im Kantonsgericht ins Leben zu rufen. Da diese Konflikte in die Zuständigkeit des Verwaltungsrechts fallen, ist es unerlässlich, dass die Richter des Verwaltungsgerichts dem Kantonsgericht angehören. 


Die Kommission befasste sich auch mit der Frage der Überwachung der richterlichen Behörden. Zu diesem Gegenstand hat sie sich für die Schaffung eines Justizrates ausgesprochen und hat die Aufgaben festgelegt, die der neuen richterlichen Behörde zu übertragen wären. Dabei hat sie rasch festgestellt, dass dieser Justizrat wohl eine disziplinarische Kontrolle der richterlichen Behörden, nicht aber eine direkte Kontrolle vornehmen könnte. Diese Aufgabe müsste, auf Delegation und unter Kontrolle des Justizrates, vom Kantonsgericht für die unteren Gerichtsbehörden wahrgenommen werden. Mit der Vereinigung der beiden Gerichte wäre eine bessere Ausführung dieser Aufgabe sichergestellt, da sie auf vierzehn statt nur sieben Richter verteilt würde.


d) Symbolischer Aspekt


Die Gewaltentrennung bildet die Grundlage der Demokratie. In unserem Kanton haben die Exekutive und die Legislative an ihrer Spitze eine einzige Behörde, deren Rolle klar definiert und in den Augen des Bürgers die Gewalt verkörpert, die sie darstellt: Der Staatsrat für die Exekutive, der Grosse Rat für die Legislative. Die Schwierigkeiten, die unsere richterliche Gewalt in den vergangenen Jahren kannte, verlangen für diese Gewalt dasselbe und fordern eine Einheit an der Spitze. Die Einheit macht stark, und ein Kantonsgericht, das durch das Hinzukommen neuer Mitglieder an Dynamik gewinnt, sollte in der Lage sein, neues Vertrauen in die richterliche Behörde zu schaffen. Daher die folgende These:





6.4	Vereinigung des Kantonsgerichts und des Verwaltungsgerichts zu einer einzigen Behörde.








4. Verwaltungsgerichtsbarkeit: Zweistufen-Instanz (Negative These)





Um eine Überlastung des Kantonsgerichts zu verhindern, hat sich die Kommission 6 die Frage gestellt, ob nicht eine Verwaltungsgerichtsbarkeit der ersten Instanz geschaffen werden sollte, das Beschwerden behandelt, die gegenwärtig auf dem internen Verwaltungsweg behandelt werden (z.B. Beschwerde an die Direktionen des Staatsrats gegen einen Entscheid einer unteren Behörde). 





Die Kommission hat sich der Meinung von Herrn Pfammatter, Richter am Verwaltungsgericht, angeschlossen, der sich anlässlich seiner Anhörung zu diesem Thema dahingehend geäussert hat, als die Verwaltung ihre Entscheidungen im Prinzip auch unter dem Blickwinkel der Angemessenheit überprüfen kann, während ein Verwaltungsgericht dies nur tun kann, wenn es vom Gesetz ausdrücklich erlaubt wird (Art. 78 VRG). Es liegt konsequenterweise im Interesse des Bürgers, dass die Entscheide, die ihn betreffen, unter einem so breit wie möglichen Blickwinkel überprüft werden können. Da gegen einen solchen Beschwerdeentscheid beim Verwaltungsgericht ebenfalls Berufung eingereicht werden kann, sind die Rechte des Bürgers vollkommen geschützt. 





Die Kommission hat einstimmig auf die Schaffung einer zweistufigen Verwaltungsgerichtsbarkeit verzichtet.





6.5.	Keine zweistufige Verwaltungsgerichtsbarkeit.








C.	Die Verfassungsgerichtsbarkeit





Die Überprüfung der Verfassungsmässigkeit der kantonalen und kommunalen Rechtsnormen fallen nicht in die Kompetenz des Bundesrats, der Bundesversammlung und des Bundesgerichts. Diese Aufgabe fällt auch und in erster Linie in die Kompetenz der kantonalen Behörden. Die kantonale Kontrolle der Rechtsnormen und der kantonalen Entscheide verkörpert sogar, so der nachstehende Autor, neben der kantonalen Kontrolle der Verordnungen und Verfügungen des Bundes, einen zentralen Aspekt der kantonalen Verfassungsgerichtsbarkeit (vgl. Andreas Auer, La juridiction constitutionnelle en Suisse (Die Verfassungsgerichtsbarkeit in der Schweiz), Editions Helbling et Lichtenhahn, S. 266 ff., Nr. 521 ff.). Er hebt weiter hervor, dass die kantonale Kontrolle der kantonalen Normen weitaus komplexer ist, als dies auf Anhieb erscheint (a.a.O., S. 267, Nr. 522), und begründet dies. Auer erwähnt die abstrakte Kontrolle der kantonalen und kommunalen Normen unter Hinweis auf den Kanton Nidwalden (Art. 69 der KV-NW), der die abstrakte Kontrolle der eigenen kantonalen Gesetze und Verordnungen sowie der von kommunalen und öffentlich-rechtlichen Körperschaften erlassenen Normen durch sein Verfassungsgericht kennt. Gemäss Art. 66 Abs. 2 der Verfassung NW sind die Gerichte ausserdem weder an Bundesrecht oder der Kantonsverfassung widersprechende, noch an verfassungswidrige oder widerrechtliche Verordnungen gebunden (vgl. a.a.O., S. 273, f. Nr. 551).





Der Kanton Jura selbst hat einen Verfassungsgerichtshof geschaffen, der befugt ist, eine abstrakte Kontrolle der Verfassungsmässigkeit der kantonalen (vgl. zitierte Arbeit, S. 273 f., Nr. 536 ff.) und kommunalen Gesetze, sowie öffentlich-rechtliche Verträge vorzunehmen (vgl. zitierte Arbeit, S. 277, Nr. 545). Jean Moritz, einer der Gründungsväter der jurassischen Verfassungsgerichtsbarkeit, legt in seinem Buch "La juridiction constitutionnelle dans le canton du Jura" (Die Verfassungsgerichtsbarkeit im Kanton Jura), Editions Le Pays, dar, dass der genannte Gerichtshof sich nicht nur darauf beschränkt, die kantonalen Gesetze zu kontrollieren, sondern alle generell-abstrakten Normen, die also für eine unbestimmte Anzahl von Personen und Situationen zur Anwendung gelangen, noch bevor sie in Kraft treten. Gemäss seinen Angaben ist es im Kanton Jura das Gesetz, das die Liste kontrollfähiger Normen festlegt; es sind dies auch Dekrete, Beschlüsse, Verordnungen und Reglemente kantonaler, kommunaler, interkommunaler und öffentlich-rechtlicher Kommissionen enthält (vgl. zitierte Arbeit, S. 19 f. sowie Art. 190 des CPAJ). Auch der Verfassungsrat des Kantons Waadt schlägt in seinem in die Vernehmlassung geschickten Vorentwurf dem Volk vor, eine derartige Gerichtsbehörde unter der Bezeichnung Verwaltungsgerichtshof und als Sektion des Kantonsgerichts einzuführen. Seine Aufgabe wird es namentlich sein, auf Antrag und innerhalb von 20 Tagen nach der offiziellen Veröffentlichung, die Konformität einer kantonalen Norm mit übergeordnetem Recht zu überprüfen (vgl. Art. 142 bis 144 des Vorentwurfs der Waadtländer Kantonsverfassung).





Man muss freilich hervorheben, dass sich die kantonalen Lösungen in diesem Punkt stark voneinander unterscheiden und nicht immer deutlich klarer werden, also für den Bürger, die Verwaltung und den Rechtssuchenden nicht praktikabler sind, wobei dem Letzteren manchmal ohnehin sehr wenig Rechtsmittel zugestanden werden. Für mehr Informationen verweisen wir Sie auf den verfassten Zwischenbericht der Kommission 6, S. 18 bis 25.





Was den Bedarf an einem solchen Gerichtshof betrifft, würde nach Ansicht gewisser Kommissionsmitglieder ein Verfassungsgericht das Gefühl der Rechtsstaatlichkeit verstärken. Es würde den Gesetzgeber für die Einhaltung der neuen Verfassung, die sich unser Kanton geben will, noch aufmerksamer machen, insbesondere im Bereich der Grundfreiheiten und der neuen oder schon ausdrücklich bestehenden Rechte, die in unserer neuen Grundcharta gewährt oder in sie aufgenommen werden. Daher die folgende These:





6.6	Es wird ein Verfassungsgerichtshof als Garant für die Konformität der Normen mit übergeordnetem Recht geschaffen, der die Verfassungsmässigkeit der Gesetze und die Konformität der anderen kantonalen und kommunalen Normen zum übergeordnetem Recht überprüft. 





Um den gesetzgeberischen Prozess nicht zu blockieren, ist es angemessen, nach der offiziellen Publikation der Gesetzestexte kurze Fristen zu gewähren, während derer ihre Verfassungsmässigkeit überprüft werden kann. Damit allerdings eine solche Kontrolle nicht illusorisch wird, ist es angebracht, dass die Anrufung des Gerichtshofes die Inkraftsetzung der betroffenen Texte aussetzt. Daher die folgende These:





6.7	Der Verfassungsgerichtshof nimmt seine Kontrolle gleich nach der offiziellen Veröffentlichung auf Antrag und innerhalb von 20 Tagen nach der offiziellen Veröffentlichung des betreffenden Textes wahr. Die Anrufung des Gerichtshofes setzt die Inkraftsetzung des zu prüfenden Textes aus. 





Somit wird unserem Kanton die Chance eingeräumt, einen modernen Text anzunehmen und den Verfassungsgerichtshof ins Leben zu rufen, dessen Aufgaben sich nicht nur auf die abstrakte Normenkontrolle beschränken, sondern auf verschiedene andere, schon vorhandene und dem Parlament übertragene oder noch nicht existente Kompetenzbereiche ausdehnen könnte.





Daher die vier folgenden Thesen :





6.8.1	Der Verfassungsgerichtshof entscheidet von Amtes wegen und als einzig zuständige Instanz über die Gültigkeit der Volksinitiativen innerhalb von 20 Tagen nach der offiziellen Veröffentlichung.





6.8.2	Der Verfassungsgerichtshof urteilt als einzig zuständige kantonale Instanz über Konflikte im Bereich der Gemeindeautonomie, der anerkannten Kirchen und ihrer Pfarreien sowie der anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts.





6.8.3	Der Verfassungsgerichtshof urteilt auf Beschwerde und als letzte kantonale Instanz über Streitsachen betreffend der Ausübung der politischen Rechte auf kantonaler und kommunaler Ebene.





6.8.4	Der Verfassungsgerichtshof entscheidet die Kompetenzkonflikte zwischen Behörden, ausser sie sei selbst Partei.





Ausserdem ist es angemessen, die Kompetenzen des Verfassungsgerichtshofes nicht auf jene zu beschränken, die in der Verfassung stehen, sondern dem Parlament zu ermöglichen, ihm neue anzuvertrauen. Daher die folgende These:





6.9	Der Verfassungsgerichtshof entscheidet über Gegenstände, die ihm durch Gesetz zugewiesen werden.





Um das Verfahren der ihm unterbreiteten Texte nicht zu verlangsamen, ist es angebracht, dass der Verfassungsgerichtshof innerhalb kürzester Frist darüber befindet. Und letztlich ist es angemessen, die Entscheide, die er trifft, einer so grossen Menge wir nur möglich zur Kenntnis zu bringen, daher die folgende These:





6.10.	Die Entscheide des Verfassungsgerichtshofes werden innerhalb von 60 Tagen seit der Anrufung gefasst und sind Gegenstand einer Veröffentlichung.





Die Kommission 6 verweist im Übrigen auf den Bericht von Herrn Tarkan Göksu, juristischer Berater des Verfassungsrates, der in der Freiburger Revue für Rechtssprechung, Ausgabe Nr. 2, 2001, S. 107 bis 121, veröffentlicht wurde.








D. 	Minderheitsbericht gegen die Schaffung eines Verwaltungsgerichtshofes


(Antoinette de Weck, Peter Bachman, Reinold Raemy, Daniel Julmy, Nicolas Grand, Claude Schorderet)





A. Allgemeines





Der unvergängliche Enthusiasmus, den manche Mitglieder der Kommission 6 der Schaffung eines Verfassungsgerichtshofes entgegenbrachte, war manchmal eine Glaubenssache und machte die Skeptiker zu Spielverderbern. Nicht desto weniger 


ist die Reihe der Gegner dieser Institution zwischen der ersten und der zweiten Lesung von 4 auf 6 Personen angewachsen, und das Thema betreffend der Schaffung einer Institution, die entweder kaum, oder dann eher für politische als juristische Zwecke gebraucht würde, war zu wichtig, als allein aufgrund von  Emotionen und vom Reiz des Neuen entschieden werden konnte.


Die Debatten drehten sich hauptsächlich um die abstrakte Normenkontrolle, d.h. in Bezug auf die dem Verfassungsgerichtshof zugewiesene Kompetenz, die Verfassungsmässigkeit aller neuen kantonalen und kommunalen Normen vor ihrem Inkrafttreten zu überprüfen.





Was die anderen, dem Verfassungsgerichtshof zugewiesenen Kompetenzen anbelangt, so rechtfertigen sie nicht die Schaffung einer neuen Instanz, da alle diese Streitsachen gegenwärtig schon zum Gegenstand einer Beschwerde an die kantonalen oder eidgenössischen Behörden gemacht werden können. 








B. Argumente gegen die abstrakte Normenkontrolle durch einen Verfassungsgerichtshof





Als Hauptargument für die Begründung der Notwendigkeit, einen Verfassungsgerichtshof ins Leben zu rufen, kann angeführt werden, dass der Gesetzgeber heute in aller Freiheit gesetzgeberisch tätig werden kann, ohne dass seine Arbeit durch eine ausreichende Kontrolle der Verfassungsmässigkeit beeinträchtigt wird. Diese Behauptung widerspiegelt aber nicht die Wirklichkeit.





1.	Abstrakte Kontrolle durch das Bundesgericht





Kraft Art. 84 OG können alle  kantonalen und kommunalen Normen innerhalb einer Frist von 30 Tagen nach ihrer Verkündung durch eine staatsrechtliche Beschwerde direkt beim Bundesgericht angefochten werden. Damit verlangt der Beschwerdeführer vom Bundesgericht die Verfassungsmässigkeit der angefochtenen Norm mit der Verfassung zu überprüfen, bevor sie in Kraft tritt.








2.	Was würde eine abstrakte Kontrolle, die durch einen Verfassungsgerichtshof vorgenommen wird, zusätzlich bringen?





a) Aus dem Blickwinkel der Sachgebietes 





Theoretisch würde sich der Verfassungsgerichtshof nicht nur mit der Überprüfung der Konformität einer Norm mit dem Bundesverfassungsrecht begnügen, sondern auch mit derjenigen mit dem kantonalen Verfassungsrecht.





Wenn die kantonale Verfassung Freiheiten oder Rechte kennt, die über jene des Bundesrechts hinausgehen, könnte man den Gedanken hegen, dass dieser erweiterte Anwendungsbereich allein die Schaffung eines solchen Gerichtshofes rechtfertige. Man muss allerdings bedenken, dass die Ausdehnung gewisser Rechte oder das Schaffen neuer Rechte „nur im Rahmen des Bundesrechts gegeben ist, das zu beachten ist... So können gewisse im Bundesrecht unbekannte kantonale Rechtsgarantien nicht alle Versprechen einlösen, denn sie beziehen sich auf Bereiche, in denen die Kantone nur über beschränkte gesetzgeberische Kompetenzen verfügen. Ein kantonales Recht ist tatsächlich  gegenüber dem Bundesgesetz völlig unwirksam. Dies ist, z.B. der Fall von Art. 13 Abs. 2 der Berner Verfassung, die „eine andere Form des gemeinsamen Lebens“ als die Ehe anerkannt. Ein solches Recht hat in zwingender Form eine beschränkte Tragweite, weil sie die Wahl des Gesetzgebers auf Bundesebene in den Bereichen des Zivil-, Steuer- und Sozialversicherungsrechts nicht in Frage stellen kann (L’autonomie consititutionnelle des cantons (Die Verfassungsautonomie der Kantone), Vincent Martenet, Dissertation, Genf, 1999, S. 425 und ff.).





Die kantonalen Anwendungsgesetze über die Verfassungsbestimmungen werden mit der Bundesgesetzgebung in Übereinstimmung stehen müssen, was den kantonalen Gesetzgeber dazu zwingen könnte, nicht alle durch die kantonale Verfassung übertragenen Verpflichtungen vollständig zu erfüllen. Kraft der Vorrangstellung des Bundesrechts über das kantonale Recht könnte ein kantonales Recht, das wegen der Einhaltung des Bundesrechts die Tragweite einer kantonalen Verfassungsbestimmung einschränken würde, von einem kantonalen Verfassungsgerichtshof nicht als verfassungswidrig erklärt werden (vgl. Andreas Auer, zitierte Arbeit, S. 268, Nr. 524 in fine).








b) Verfassungswidrigkeit oder befürworterische Auslegung ?





In einer Demokratie würde keine gesetzgeberische Gewalt, die dieses Namens würdig ist, wissentlich ein verfassungswidriges Gesetz verabschieden. 





Der Ausarbeitungsprozess eines Gesetzes ist langwierig, gewissenhaft und wird unter der Kontrolle der Juristen des Amts für Gesetzgebung durchgeführt. Eine krasse Verfassungswidrigkeit ist ein Schulbeispiel, das es in Wirklichkeit nicht gibt. Andererseits, was häufiger vorkommt, sind gesetzliche Bestimmungen, die je nach Auslegung als verfassungskonform gelten oder nicht. 





Kantonale Gesetze, deren Bestimmungen zu solchen Auslegungsschwierigkeiten Anlass geben, werden Gegenstand von breiten Parlamentsdebatten sein, die eine politische Meinungsbildung zur Folge haben. Und gerade diese Bestimmungen würden dem Verfassungsgerichtshof von einer parlamentarischen Minderheit oder von Mitbürgern, die mit dem Ergebnis der vom Grossen Rat erbrachten Arbeit nicht zufrieden sind, unterbreitet.





Ist es vernünftig, wenn Richter in Angelegenheiten eingreifen, die eine derartige politische Wendung angenommen haben? Angesichts der Publizität, die solchen Angelegenheiten zukommt, ist zu befürchten, dass die Richter durch ihre politische oder individuelle Sensibilität beeinflusst und Schwierigkeiten haben werden, in voller Unparteilichkeit zu entscheiden. Wie Jean-François Aubert in seiner Abhandlung über das Verfassungsrecht hervorhebt, „gehört zur Auslegung der Verfassung ebenso viel politische Kunst wie politische Wissenschaft“ (S. 171).





Unter solchen Umständen lässt es sich kaum rechtfertigen, dass die Meinung von drei Richtern Vorrang über die Mehrheit des Grossen Rates besitzt. 





Dies wird unvermeidbar eine Politisierung dieses Gerichtshofes zu Folge haben, was die politischen Parteien dazu veranlassen wird, in seine Zusammensetzung eingreifen zu wollen.








c) Beeinträchtigung des Grundsatzes der Gewaltentrennung





Die Kontrolle der Verfassungsmässigkeit der kantonalen Normen stellt eine Verletzung der strikten Anwendung des Grundsatzes der Gewaltentrennung dar, da er die höchste Kompetenz der gesetzgeberischen Gewalt, die Schaffung neuer Gesetze, nunmehr der Kontrolle der richterlichen Gewalt unterstellt. Die Bundesversammlung hat bis heute immer die nochmalige Überprüfung der Gesetze, die sie erlässt, durch das Bundesgericht abgelehnt.








d) Das Interesse des Rechtssuchenden





Die Schaffung eines neuen Gerichtshofes erlangt seine Begründung nur in der Verbesserung des Gerichtswesens, das dem Rechtssuchenden zugute kommt. Aber berücksichtigt man das Vorhergehende, dann muss man sich fragen, ob es für den Rechtssuchenden letztlich nicht besser wäre, wenn er sich in direkter Form an einen vom politischen Alltag weiter entfernten Gerichtshof wendet, als den Umweg über einen kantonalen Gerichtshof in Kauf nehmen zu müssen. 





Schliesslich kommt es öfter vor, dass ein Gesetz seine Lücken und Mängel erst bei seiner Anwendung nach dem Inkrafttreten offenbart. Der Verfassungsgerichtshof könnte dann nicht mehr angerufen werden, im Gegensatz zum Bundesgericht, das die Verfassungsmässigkeit einer kantonalen Norm im Anwendungsfall überprüfen kann.








e) Schlussfolgerungen und weitere Lösungen





Wenn man das Vorhergehende zusammenfasst, dann kommt man zur Einsicht, dass der Verfassungsgerichtshof nur sehr wenig benutzt werden wird und wenn er es wird, dann wird er mehr politische als juristische Fragen zu entscheiden haben.





Allein zwei Kantone haben einen solchen Gerichtshof eingeführt, die Kantone Jura und Nidwalden. Diese Gerichtshöfe sind mit Arbeit sicher nicht überlastet, so kennt z. B. der jurassische Gerichtshof im Durchschnitt eine oder zwei Angelegenheiten pro Jahr.





Diese Institution erscheint also nicht geeignet, um auf die legitime Besorgnis unseres Verfassungsrats, die neue Verfassung sei bei der Erarbeitung der kantonalen und kommunalen Rechtsnormen einzuhalten, eine Antwort zu geben. 





Es muss eine andere Lösung in Erwägung gezogen werden. 








C. Die konkrete Kontrolle 





1.	Der Grundsatz





Nach unserer Auffassung wäre es möglich das gewünschte Ziel zu erreichen, wenn man in die neue Verfassung eine Bestimmung aufnimmt, die alle Gerichte des Kantons dazu verpflichten würde, die dem kantonalen Verfassungsrecht widersprechenden gesetzgeberischen Bestimmungen oder Vorschriften nicht anzuwenden. 





Die Gerichte sind kraft der Vorrangstellung des Bundesrechts über das kantonale Recht schon dazu angehalten, dem Bundesrecht widersprechende kantonale Normen nicht anzuwenden. Es wäre ausreichend, diese Überprüfung auf das kantonale Verfassungsrecht auszudehnen.





Es ist u.a. diese Lösung, die von der Berner Verfassung (Art. 66 Abs. 3) und der Neuenburger Verfassung angenommen wurden, wobei die letztere in Art. 86 festhält: Die Gerichte wenden Bundesrecht und kantonales Recht an. Sie wenden keine gesetzgeberischen Bestimmungen und Vorschriften an, die übergeordnetem Recht widersprechen. Die Bestimmungen des Bundesrechts über die Anwendung der Bundesgesetze bleiben vorbehalten.





Diese beiden Kantone haben eine ziemlich neue Verfassung – 1993 für die Verfassung des Kantons Bern und 2000 für jene des Kantons Neuenburg – und haben dennoch keinen Verfassungsgerichtshof vorgesehen.


  





2.	Die Vorteile





Durch diese Bestimmung wird jeder Richter, der sich mit einer solchen Angelegenheit befasst, das Recht haben, die von einer Partei erhobenen Klage auf Verfassungswidrigkeit eines kantonalen Gesetzes oder kommunalen Reglements zu untersuchen. 





Mit dieser Lösung ist die Schaffung eines neuen Gerichtshofes nicht notwendig, sie wäre mit dem Inkrafttreten der neuen Freiburger Verfassung anwendbar.





Die Verfassungsmässigkeit der kantonalen und kommunalen Normen kann so jederzeit überprüft werden, im Gegensatz zur abstrakten Kontrolle, die vom Verfassungsgerichtshof nur vor dem Inkrafttreten durchgeführt werden kann.





Da diese Überprüfung während eines konkreten Falles stattfindet, wird der Richter die Arbeit des Gesetzgebers nur durch die zu beurteilende Angelegenheit prüfen und, auch wenn er die Bestimmung als verfassungswidrig erachtet, würde diese weiterhin in Kraft bleiben. Es wird dann die Aufgabe der gesetzgebenden Gewalt, die sie verabschiedet hat, sein, sie abzuändern. Der Grundsatz der Gewaltentrennung wird so respektiert.





Letztlich wird die Frage der Verfassungswidrigkeit in der Regel nur ein Zwischenfall im Verfahrensprozess sein. Damit erlangt sie auch nicht die Publizität, als wenn sie einem Verfassungsgerichtshof unterbreitet worden wäre. Demzufolge wird sich der Richter in seiner Entscheidung vollkommen frei fühlen.





Die Mitglieder der Kommission 6 haben diesen Grundsatz einstimmig angenommen. Das allein ist schon eine gute Sache.





Man muss nun auch den letzten Schritt tun und einsehen, dass dieser Grundsatz die Schaffung eines Verfassungsgerichtshofes überflüssig macht.





6.6. bis	 	Es wird kein Verfassungsgerichtshof geschaffen.








E.	Überprüfung der Übereinstimmung von Gesetzgebungsakten mit dem Bundesrecht oder übergeordnetem kantonalen Recht





Die Kommission 6 war einstimmig der Ansicht, dass die richterlichen Behörden die feste Verpflichtung haben, die Konformität der gesetzgeberischen Bestimmungen mit übergeordnetem Bundesrecht oder kantonalen Recht zu überprüfen.





Diese konkrete Kontrolle ist zu mindest in den Berner (Art. 66), Neuenburger (Art. 86), Aargauer (Art. 95 Abs. 2) und Nidwaldner (Art. 66 Abs. 2) Verfassungen ausdrücklich vorgesehen. 





Es gilt ausserdem anzuführen, das der Kanton Nidwalden, wie weiter oben ausgeführt, gleichzeitig die abstrakte wie auch die konkrete Normenkontrolle kennt. In Wirklichkeit war die Diskussion zu diesem Thema in der Kommission sehr kurz. 





Zuallererst, wie Herrn Göksu in seinem Bericht, der ausdrücklich im Rahmen des Zwischenberichts behandelt wurde, hervorgehoben hat, verpflichtet das Bundesgesetz die Kantone, die kantonalen Normen auf ihre Übereinstimmung mit der Bundesverfassung und dem Bundesrecht zu überprüfen. Weiter geht bezüglich der kantonalen Normen zumindest in zweifacher Hinsicht nicht hervor, ob diese Kontrolle im Vergleich zur vorher vorgeschlagenen abstrakten Kontrolle eine Wiederholung darstellt.





Ausserdem könnte die abstrakte Kontrolle nur bei neueren Texten in Erwägung gezogen werden. So gesehen könnte die vorliegende Verfassungsrevision nur auf Texte angewendet werden, die nach dem Inkrafttreten der Verfassung erlassen werden, dies unter Berücksichtigung der von der Kommission vorgeschlagenen strikten Bedingungen (Einreichung des Antrags innerhalb der Frist von 20 Tagen nach der Veröffentlichung).





Schliesslich kann ein Konformitätsproblem mit übergeordnetem Recht erst bei der konkreten Anwendung dieses Rechts in Erscheinung treten. Dies könnte nicht nur mit dem vor der Inkraftsetzung der neuen Verfassung bestehenden Recht, sondern auch mit dem nachträglich erlassenen Recht der Fall sein. Daher folgende These:





6.11	Die Gerichte des Kantons haben die Pflicht, die Übereinstimmung kantonaler Normen mit übergeordnetem Bundesrecht oder kantonalen Recht zu überprüfen.








F.	Anciens magistrats (Negative These)





Die Kommission 6 ist der Ansicht, dass ehemalige Magistraten, welche den Wunsch äussern, stellvertretende Richter oder Beisitzer zu werden, dies auch tun können, wenn sie das normale Ernennungsverfahren erfolgreich durchlaufen. Sie können es nicht von Amtes wegen werden. Daher ist dies in der Verfassung nicht vorzusehen.





Sie hat einstimmig beschlossen, dass dieser These kein Verfassungsrang zukommt.





6.12	Die ehemaligen Magistraten werden nicht von Amtes wegen stellvertretende �Richter oder Beisitzer.








G.	Altersgrenze (Negative These)





In ihrer Mehrheit war die Kommission 6 der Ansicht, dass die Altersfrage der richterlichen Behörden nicht in der Verfassung festgelegt werden sollte.


Die Kommission widersetzt sich der Festlegung einer unteren Altersgrenze für die Ausübung der richterlichen Ämter. Praktisch wird dies nur für Laienrichter und Beisitzer kollegialer Behörden Wirkung haben, denn die an die Kandidaten gestellten Anforderungen wie Rechtslizenziat oder Anwaltspatent setzen schon ein gewisses Alter für der Bewerbung voraus.


Was die obere Altersgrenze angeht, so kam die Kommission zur Ansicht, dass diese Frage von mehreren Faktoren abhängt, wie das Pensionsalter. Man muss also das vorgesehene Alter ändern können, ohne dass dabei eine Verfassungsänderung notwendig wird.





6.13	Keine untere Altersgrenze für das Ausüben der richterlichen Ämter und Verweisung auf das Gesetz für eine mögliche obere Altersgrenze.








H.	Funktionelle Organisation der Zivilgerichtsbarkeit und der Strafgerichtsbarkeit 





1.	Funktionelle Organisation der Zivilgerichtsbarkeit





Die Kommission 6 beabsichtigt, die Organisation der Zivilgerichtsbarkeit, die zwischen richterlichen Behörden 1. und 2. Instanz unterschieden wird, beizubehalten. 





Die Kommission beabsichtigt ebenfalls, alle richterlichen Behörden der 1. Instanz in diesem Bereich beizubehalten, ist aber der Meinung, dass die Organisation des Vormundschaftswesens korrigiert und professionalisiert werden muss. Das Friedensgericht muss ebenfalls professionalisiert und die Anzahl seiner Kreise müssen nach unten korrigiert werden.





Die in unserem Kanton bestehende sachliche funktionale zwischen den richterlichen Behörden der 1. und der 2. Instanz entsprechen den Forderungen des Bundes in diesem Bereich. 





Das Friedensgericht kennt eine Reihe von Befugnissen im Bereich des Familien- und Scheidungsrechts, des Kindesrechts, des Vormundschaftsrechts, des Erbrechts sowie im Bereich der fürsorgerischen Freiheitsentziehung und des Sachenrechts. Sie befasst sich auch mit Angelegenheiten, die dem Zivilgericht unterstehen, der Prüfung der von den Parteien eingereichten Anträge für Rechtsbeistand, der Ausschreibung der öffentlichen Verbote und dem Verbieten des Betretens fremder Grundstücke sowie dem Aufbewahren und dem Verkauf von Fundgegenständen. (vgl. Zwischenbericht vom 30.08.01, S. 8 bis 9). Die gegenwärtig laufende Revision des Vormundschaftsrechts verfolgt das Ziel, die „Schutzbehörden“, in Zukunft vorgesehene Bezeichnung anstelle von Vormundschaftsbehörden, zu professionalisieren. Es wird vorgesehen, dass der Präsident oder ein anderes Mitglied dieser Behörde Jurist ist, um den Leuten besser helfen zukönnen. Diese Behörde sollte aus denselben Gründen auch Ärzte und Sozialassistenten in ihren Reihen zählen. Die Revision sieht auch vor, eine einzige Aufsichtsbehörde und eine einzige Beschwerdeinstanz einzuführen. Sie beabsichtigt auch, den Aufgabenbereich des Leiters des Vormundschaftswesens abzuändern. Seine Aufgabe sollte durch eine Verwaltungs- oder Überwachungstätigkeit ersetzt werden, damit die Vormunde mit den unter ihrem Schutz stehenden Mündel ein tatsächliches Verhältnis aufbauen können (vgl. zitierter Bericht, S. 10).





Die Aufhebung des Friedensgerichts würde der Bevölkerung eine bürgernahe Behörde entziehen, die in den Mentalitäten gut verankert ist und zahlreiche Dienstleistungen erbringt. Eine Aufhebung würde auch die Schaffung eines oder mehrerer Dienste nach sich ziehen, die in der Lage wären, diese Tätigkeit zu übernehmen.


	


Der Kanton wird voraussichtlich, nicht nur aufgrund der grossen Anzahl, sondern auch wegen der Komplexität der den Friedensgerichten übertragenen Aufgaben, eine grundlegende Reform dieser Behörden einleiten. Es ist jedoch hervorzuheben, dass diese nicht ausgebildet sind, um die komplexen juristischen Probleme zu bewältigen, die ihnen bei der Ausübung dieser Tätigkeit begegnen. Es ist notwendig, diese Institution zu professionalisieren und ihr einen Präsidenten oder gar ein Gerichtsschreiber (Jurist) zu gewähren. Im Zuge ihrer Professionalisierung wird es auch notwendig sein, einen Grossteil seiner Kreise zu reduzieren und territoriale Strukturen zu schaffen, die es allgemein erlauben werden, eine vollzeitliche Tätigkeit für die Richterämter und Gerichtsschreibereien einzuführen. Es ist tatsächlich der einzige Weg, um diese Institution effizient und für ihre Aufgabe geeignet zu gestalten. Auch die zwei Überwachungs- und Beschwerdeebenen, die sie kennt, müssen abgeschafft werden. Die Aufsichtskammern in den Bezirken werden verschwinden müssen, und nur das Kantonsgericht wird sich mit den Beschwerden zu befassen haben.





Die Kommission folgert daraus die Ansicht, dass, unter Vorbehalt der angeführten Bemerkungen, kein Anlass besteht, unsere Organisation der zivilen richterlichen Behörden der 1. Instanz völlig umzugestalten.





In diesem Sinne hat die Kommission folgende These angenommen:





6.14.1	Die Organisation der Zivilgerichtsbarkeit, die sich nach richterlichen Behörden 1. und 2. Instanz unterscheidet, wird beibehalten.





6.14.2		Die richterlichen Behörden der 1. Instanz im Bereich des Zivilrechts werden beibehalten.





6.14.3		Die Anzahl der Friedensgerichtskreise wird reduziert.





6.14.4		Die Friedensgerichte werden, unter Vorbehalt der in Vorbereitung stehenden Bundesgesetzgebung, professionalisiert und mit einem Präsidenten oder einem  anderen Juristen mit Ärzten und Sozialassistenten bestehen.








2.	Funktionelle Organisation der Strafgerichtsbarkeit 





Die Kommission beabsichtigt die Organisation der Strafgerichtsbarkeit, die auf der Unterscheidung der richterlichen Behörden der 1. und der 2. Instanz beruht, beizubehalten.





Art. 32 Abs. 3 der Bundesverfassung, eine Bestimmung, die die Kantone gemäss dem Wortlaut von Art. 49 derselben Verfassung zu respektieren haben, besagt, dass jede verurteilte Person das Recht hat, das Urteil durch ein höheres Gericht überprüfen zu lassen, unter Vorbehalt der Fälle, in denen das Bundesgericht als einzige Instanz urteilt. Unsere Organisation der Strafgerichtsbarkeit, die auf der Unterscheidung der richterlichen Behörden der 1. und der 2. Instanz beruht, entspricht also den Anforderungen des Bundesrechts.





In diesem Sinne hat de Kommission folgende These angenommen :





6.15	Die Organisation der Strafgerichtsbarkeit, die sich nach richterlichen Behörden 1. und der 2. Instanz unterscheidet, wird beibehalten. 








I.	Wahlen, Ernennungen, Überwachung der richterlichen Behörden und der Staatsanwaltschaft





In diesem Bereich schlägt die Kommission 6 Neuerungen vor, die zwei zentralen Bedenken genügen.





Die Unabhängigkeit der richterlichen Gewalt, als logische Folge der Gewaltentrennung.





Das Einführen einer effektiven Aufsicht über die richterlichen Behörden und die Staatsanwaltschaft.





Die Kommission 6 bezieht sich zuerst auf die historische Untersuchung der Aufsicht über die Gerichte, wie sie im Ideenheft Nr. 3D, Seiten 26 bis 29, vorgenommen wurde. Sie wiederspiegelt die Entwicklung bis in die heutige Zeit und umschreibt auch den Inhalt der „Überwachung“ des Parlaments über die Verwaltung der Justiz, die in unserer gegenwärtigen Verfassung in Art. 64 Abs. 2 festgehalten wird, wonach das Kantonsgericht dem Grossen Rat jedes Jahr einen allgemeinen Tätigkeitsbericht über alle Teile der Justizverwaltung überweist, der ihm spätestens an der Novembersession des darauffolgenden Jahres zu unterbreiten ist. Art. 65 Abs. 3 sieht seinerseits vor, dass das Kantonsgericht unter die Oberaufsicht des Grossen Rates gestellt ist.





Die Kommission 6 stellt fest, dass die Aufsicht über die richterlichen Behörden oder Teilen davon in der Schweiz in Form einer mit dem Justizrat vergleichbaren Institution in drei Kantonen schon besteht, nämlich in Genf, im Tessin und im Jura. Der über eine neue Verfassung verfügende Kanton Neuenburg hat dieses System nicht berücksichtigt, beschränkt sich aber, die Oberaufsicht über die Verwaltung des Kantonsgerichts in Art. 59 seiner Verfassung dem Grossen Rat zu übertragen. Der Waadtländer Verfassungsrat selbst hatte anlässlich der Diskussionen die Schaffung eines solchen Rates vorgesehen, hat dann aber darauf verzichtet, wie die in seinem in die Vernehmlassung geschickten Vorentwurf berücksichtigte Lösung beweist. Er begnügt sich auch mit der Oberaufsicht des Kantonsgerichts durch den Grossen Rat (vgl. Art. 141 des Waadtländer Vorentwurfs für die neue Verfassung).





Der Oberste Justizrat ist auf Verfassungsebene in den Kantonen Genf (vgl. Art. 135 der Genfer Verfassung) und Tessin (vgl. Art. 79 der Tessiner Verfassung) vorgesehen. Diese Bestimmungen sind kurz gehalten, beschränkt sich doch die Tessiner Verfassung daruaf, den Rat zu gründen, seine Zusammensetzung zu umschreiben und für den Rest auf das Gesetz zu verweisen. Die Genfer Verfassung führt hingegen aus, dass die Überwachung der richterlichen Behörden dem Obersten Justizrat obliegt, der beauftragt ist, das gute Funktionieren der Gerichtsbehörden zu überwachen und insbesondere, dass die Magistraten der richterlichen Behörden ihr Amt mit Würde ausüben.





Im Kanton Jura, wird dieser Rat im Gesetz über die Gerichtsorganisation (LOJ) vorgesehen. Im Gegensatz zu den Kantonen Genf und Tessin wird die eigentliche Aufsicht über die so genannten „unteren Behörden“ dem Kantonsgericht übertragen (Art. 64 LOJ JU), während die Oberaufsicht über die richterlichen Behörden vom Grossen Rat wahrgenommen wird (vgl. Art. 63 LOJ JU). Hingegen wird die Disziplinargewalt durch einen Justizrat ausgeübt, der sich aus fünf Mitgliedern und zwei Stellvertretern zusammensetzt (vgl. Art. 66 Abs. 1 LOJ JU, der weitere Details über die Zusammensetzung enthält). 





Solche Institutionen sind in den umliegenden Ländern viel stärker verbreitet, so in Frankreich, Italien, Spanien, Portugal und Belgien. Deutschland hingegen ist mit keinem solchen System versehen, kennt aber besondere Institutionen, die einen Teil der Kompetenzen wahrnehmen, welche in den anderen europäischen Staaten dem genannten Rat übertragen sind. Es ist ausserdem hervorzuheben, dass sich die genannten Kompetenzen von einem Land zum anderen unterscheiden. Das zentrale Element bleibt jedoch die Tatsache, dass diese Länder über den Obersten Justizrat versuchen, die Unabhängigkeit ihrer Justiz gegenüber der politischen Gewalt abzusichern (vgl. dazu die Veröffentlichung von Thierry S. Renoud, Leiter der Studien- und Forschungsgruppe für Verfassungsgerichtsbarkeit, die unter dem Namen „Les Conseils supérieurs de la magistrature en Europe“ publiziert und bei den Editions La Documentation française herausgegeben wurde).





Die Kommission 6 beruft sich ebenfalls auf die Antwort des Staatrates in Zusammenhang mit der Motion Hartmann bezüglich der grundlegenden Veränderungen,  die für die Schaffung einer solchen Institution in unserem Kanton erforderlich sind.





Die jüngsten Ereignisse könnten weismachen lassen, dass in den Reihen der Freiburger Justiz eine Missstimmung aufgekommen sei. Nun wäre es aber kaum vernünftig, ein System aufgrund von Tatsachen zu ändern, die keine Vorgeschichte haben und hoffentlich auch keine andere Folgen nach sich ziehen werden. Man muss sich aber trotzdem die Frage stellen, ob solche Ereignisse nicht dem System selbst anzulasten seien. Auch wenn es während vieler Jahren zur Zufriedenheit funktioniert hat, muss es korrigiert werden, um der gegenwärtigen Evolution Rechnung zu tragen, der Evolution der Mentalitäten, die dafür sorgt, dass auch die richterlichen Behörden mehr und mehr in Frage gestellt werden.





Die Kommission 6 ist deshalb der Ansicht, dass das gesamte System neu überdacht werden muss, und man sich nicht nur darauf beschränken darf, die Überwachung der richterlichen Behörden hervorzuheben. Um dem gerecht zu werden, schlägt sie die Schaffung einer unabhängigen, verfassungsmässigen administrativen Behörde vor, die wohl die Überwachung und die Disziplinargewalt über alle richterlichen Behörden ausübt, aber sich auch mit ihrer Auswahl in Bezug auf die 1. Instanz und ihrer Ernennung in Bezug auf die 2. Instanz befassen würde. Es wird dem Gesetz zukommen, die Tragweite dieser Überwachungs- und Disziplinargewalten im Rahmen der von der Verfassung vorgegeben Grenzen zu detaillieren. 





Wozu eine unabhängige, verfassungsmässige administrative Behörde?





Weil solche Behörden, die in unseren Nachbarländern verbreitet und mit denselben Kompetenzen ausgestattet sind, dieser Definition entsprechen und in ihren jeweiligen Verfassungen verankert sind, was natürlich nicht ohne juristische Folgen bleiben wird, wie wir untersuchen werden. Weiter hat die Kommission 6 den formellen Entscheid gefasst, den Vorschlag einzubringen, diese Behörde nicht als „Obersten Justizrat“, sondern einfach nur als „Justizrat“ zu bezeichnen, um alle Redundanzen zu vermeiden. Daher die folgende These:





6.16	Es wird eine unabhängige, verfassungsmässige administrative Behörde mit der Bezeichnung Justizrat geschaffen, der die Aufsicht über die richterlichen Gewalt übertragen wird (administrative und disziplinarische Aufsicht).





Es ist der Kommission nicht entgangen, dass die Aufsicht aller richterlichen Behörden zu einer zeitaufwendigen Aufgabe werden könnte. Sie schlägt deshalb vor, zwischen der Aufsicht über das vereinigte Kantonsgerichts, gegenwärtig Kantonsgericht und Verwaltungsgericht, und der Aufsicht über die anderen richterlichen Behörden, also Gerichte, Untersuchungsrichter, Friedensrichter usw.,  zu unterscheiden. Sie schlägt vor, dass der Justizrat das vereinigte Kantonsgericht direkt überwacht, und die Aufsicht über die richterlichen Behörden 1. Instanz an das Kantonsgericht delegieren kann. Daher die folgende These:





6.17	Der Justizrat übt die direkte  Aufsicht über das vereinigte Kantonsgerichts aus und kann die Aufsicht über die richterlichen Behörden 1. Instanz an das Kantonsgericht delegieren.





Die Tatsache, dass es sich um eine unabhängige administrative Behörde handelt, hat zur Folge, dass sie in der Verfassung nicht im Kapitel betreffend der richterlichen Behörden aufgeführt sein darf, sondern in einem separaten Kapitel, so wie es die Kommissionsmitglieder einstimmig beschlossen haben. Daher die folgende These:





6.18	Der Justizrat figuriert in unserer Verfassung nicht im Kapitel betreffend der richterlichen Behörden.





In der Absicht, ein optimales Funktionieren der richterlichen Behörden zu gewährleisten, ist die Kommission ebenfalls der Meinung, das unser gegenwärtiges Wahlverfahren für seine Mitglieder neu überprüft werden muss. Gegenwärtig werden die Richter des Kantonsgerichts und des Verwaltungsgerichts durch den Grossen Rat für eine Amtsdauer von fünf Jahren gewählt, während die Gerichtspräsidenten, Untersuchungsrichter, Friedensrichter und andere Mitglieder dieser Behörden durch das Wahlkollegium, das sich aus dem Kantonsgericht und dem Staatsrat zusammensetzt, ebenfalls für eine Amtsdauer von fünf Jahren gewählt werden.





Um nun aber die besten Bewerbungen für die zu vergebende oder wiederzubesetzende Stelle angemessen berücksichtigen zu können, ist es angebracht, die richterlichen Ämter zu entpolitisieren und nur aufgrund ihrer Fähigkeiten die Personen, die die genannten Ämter auszuüben wünschen, zu berücksichtigen unter Ausschluss ihrer möglichen politischen Herkunft, der in der Vergangenheit in unserem Kanton viel zu viel Gewicht beigemessen wurde.





So schlägt die Kommission vor, zwischen der Wahl der Mitglieder in höhere Ämter (gegenwärtig Kantonsgericht und Verwaltungsgericht) und derjenigen der Mitglieder in die Ämter der 1. Instanz in diesem Sinne eine Unterscheidung zu treffen, dass die Erstgenannten weiterhin vom Parlament gewählt werden, aber nach einer Auswahl des Justizrates, der das Recht haben wird, den oder die Bewerber auszuschliessen, die den objektiven Bedingungen für die Ausübung des Kantonsrichteramtes nicht entsprechen, während der Grosse Rat unter dem ihm unterbreiteten Bewerbern nur jenen oder jene wählen kann, die die Bedingungen erfüllen. Daher die folgende These:





6.19	Die Bewerber für das Amt des Kantonsrichters werden vom Justizrat  aufgrund objektiver und nicht politischer Kriterien ausgewählt. Der Grosse Rat kann nur einen unter den durch den Justizrat berücksichtigten Kandidaten wählen.





Was die Wahl des Präsidenten des Kantonsgerichts anbelangt (Kantons- und Verwaltungsgericht vereinigt), ist die Kommission der Ansicht, das bestehende System nicht grundlegend zu verändern, da sie keine Notwendigkeit sieht, weder die Aufgabe, noch die Amtsdauer des Präsidenten zu verändern. Im Gegensatz dazu erscheint es als unnötig, diese Verpflichtung dem Grossen Rat zu belassen, der abgesehen davon mit anderen ihm zu fallenden Kompetenzen schon genügend ausgelastet ist. Daher die folgende These:





6.20	Der Präsident des vereinigten Kantonsgerichts wird für ein Jahr gewählt; die Wahl erfolgt nicht mehr durch den Grossen Rat, sondern durch die Kantonsrichter selbst.








These der Minderheit 


(Reinold Raemy, Sylviane Périsset, Patrik Gruber)





Die richterliche Gewalt bildet neben dem Parlament und der Regierung die dritte Staatsgewalt. Alle drei Gewalten beziehen ihre Legitimation direkt aus dem in der Verfassung festgelegten grundlegenden Volkswillen. Alle drei Staatsgewalten stehen gleichberechtigt nebeneinander und sind voneinander unabhängig (vgl. dazu Art. 31 KV). Daraus folgt, dass eigentlich alle drei Staatsgewalten direkt vom Volk zu wählen wären, wie dies auch für das Parlament und die Regierung der Fall ist. Betreffend der richterlichen Gewalt würde ein solches Vorgehen jedoch grundsätzliche Probleme aufwerfen, die sich im Endergebnis sowohl auf den effektiven Volkswillen, als auch auf die Unabhängigkeit der Gerichte negativ auswirken würden.





Im Gegensatz zu den anderen beiden Staatsgewalten trifft die richterliche Gewalt ihre Entscheidungen nie als Gesamtheit, sondern immer nur als einzelnes Gericht, bestehend aus drei oder fünf Richtern, oder als Einzelrichter. Die Entscheidungen der unteren Gerichtsbehörden können unter Einhaltung der gesetzlichen Voraussetzungen bei der oberen kantonalen Instanz, dem Kantonsgericht oder dem Verwaltungsgericht angefochten werden. Es rechtfertigt sich daher, zumindest dieser höchsten kantonalen Gerichtsbehörde die grösstmögliche demokratische Legitimation zukommen zu lassen.





Gegen eine direkte Volkswahl aller Richter oder zumindest der Kantonsrichter spricht die Tatsache, dass gewisse Entscheidungen, wenn sie auch juristisch richtig und gerecht sind, doch verpolitisiert würden, was die Unabhängigkeit der Richter in Frage stellt. Ein Entscheid eines obersten Gerichtes soll weder in seinem Inhalt, noch in der Frage, wann er gefällt wird, von einer gerade anstehenden Volkswahl beeinflusst werden. Einige wenige Kantone in der Schweiz kennen die Volkswahl der Richter. Dabei ist festzustellen, dass sehr oft stille Wahlen stattfinden, d.h. es hat nicht mehr Kandidaten zur Auswahl, als Posten zu vergeben sind, was wiederum einem freien Ausdruck des Volkswillens abträglich wäre.





Der Antrag der Mehrheit der Kommission 6, dass die Kantonsrichter zwar vom Grossen Rat ernannt werden, jedoch über den Justizrat ein Zulassungsverfahren vorgeschaltet würde, geht dagegen ins andere Extrem. Der Justizrat als wünschenswertes Kontrollorgan hat, ausser dass er in der Verfassung generell vorgesehen werden wird, keine eigentliche demokratische Grundlage. Auch die meisten seiner Mitglieder werden nicht durch das Volk oder andere demokratisch legitimierte Organe bestimmt, sondern rekrutieren sich aus Fachkreisen wie Richter, Anwälte, Staatsanwaltschaft oder der Universität. Der Justizrat ist zwar dem Grossen Rat gegenüber zur Rechenschaft verpflichtet, er kann jedoch nach dem Antrag der Kommissionsmehrheit Kandidaten für das Amt eines Kantonsrichters von der Wahl ausschliessen, ohne dass dieser Entscheid irgendwie angefochten werden könnte. Damit ist der Justizrat auch von der Verpflichtung entbunden, seinen Entscheid näher zu begründen. Die Wahl der Richter wird damit auf ein enges Gremium reduziert, das kleiner ist als das heute existierende Wahlkollegium (Staatsräte und Kantonsrichter) für die erstinstanzlichen Richter. Dem Grossen Rat verbleibt es bei der Wahl der Kantonsrichter dann noch entweder aus dem beschränkten Kandidatenvorschlag des Justizrates auszuwählen oder, was wahrscheinlicher erscheint, den Einervorschlag des Justizrates zu akzeptieren. Diese Vorgehensweise ist nicht demokratisch und wird in der Volksabstimmung kaum akzeptiert werden.





Die Gefahr besteht also, dass ein relativ kleiner Personenkreis ohne direkte Kontrolle entsteht, der quasi als Staat im Staat über die Besetzung der Gerichtsbehörden, namentlich auch über die Mitglieder des höchsten kantonalen Gerichtes entscheidet.





Andererseits muss zu Recht erkannt werden, dass die Kandidaten für ein richterliches Amt, namentlich für die höchste Gerichtsbeamtung im Kanton, einer fachlichen Prüfung zu unterziehen sind. Bisher wurden Kandidaten für die erstinstanzlichen Gerichtsbehörden von einer Delegation des Wahlkollegiums angehört. Bei der Wahl von Kantonsrichtern finden allenfalls Hearings der politischen Parteien statt. Zu Recht besteht daher der Anspruch, dass der neu einzusetzende Justizrat, der später auch das Kantonsgericht kontrollieren soll, die Kandidaten im Hinblick auf ihre Wahl an das Kantonsgericht einer fachlichen Prüfung unterzieht. Nach Ansicht der Minderheit der Kommission 6 darf dem Justizrat jedoch nicht das Recht zukommen, in eigener Regie Kandidaten aus dem Wahlverfahren auszuschliessen. Sämtliche Kandidaten sind daher mit einer Begutachtung ("préavis") dem Grossen Rat zur Wahl vorzustellen, wobei selbstverständlich jeder Kandidat das Recht haben muss, sich aus der Wahl zurückzuziehen, falls er vom Justizrat einen negativen Vorschlag erhält. Die eigentliche Wahl muss aber in jedem Fall dem Grossen Rat vorbehalten werden. 





6. 19bis	Die Mitglieder des Kantonsgerichtes werden vom Grossen Rat ernannt nach Vorprüfung durch den Justizrat, der keine Kandidaten von der Wahl ausschliessen darf.





Angesichts der juristischen Natur des Justizrates, der aus einer unabhängigen administrativen Behörde besteht, mit der Befugnis Bewerber abzulehnen, könnte der Auswahlentscheid, den er in dieser Sache trifft, Gegenstand einer Beschwerde sein. Man muss aber eindeutig ins Recht stellen, dass es auf kantonaler Ebene hier keinen Rekursweg gibt. Daher folgende These:





6.21	Der Auswahlentscheid des Justizrates ist endgültig.





Was die Richter der 1. Instanz anbelangt (Gerichtspräsidenten, Untersuchungsrichter, Friedensrichter, Laienrichter und Beisitzer) und aus den vorher erwähnten Gründen, ist es angebracht, die Kompetenz für ihre Wahl vom Wahlkollegium auf den Justizrat zu übertragen. Daher die folgende These:





6.22.	Der Justizrat ist die Wahlbehörde für die Richter der 1. Instanz (Gerichtspräsidenten, Untersuchungsrichter, Friedensrichter, Laienrichter und Beisitzer usw.).





Was die Frage der Wahl von Richtern fremder Nationalität in das Amt der richterlichen Behörden des Kantons Freiburg anbelangt, stützte sich die Kommission 6 auf die Motion Ribordy, die darauf hinausgeht, gewissen Ausländern die Wahl in das Amt des Beisitzers im Rahmen besonderer Gerichtsbarkeiten zu erlauben (Gewerbekammer, Gerichte und Schlichtungskommission im Bereich des Mietrechts; vgl. das offizielle Tagblatt der Sitzungen des Grossen Rats, Februar 2000, S. 27 f.). Da der Staatsrat dem Grossen Rat vorgeschlagen hatte, die Regelung dieser Frage dem Verfassungsrat zu überlassen, schlägt die Kommission 6 vor, da eine Verfassungsgrundlage zu diesem Bereich fehlt, in die Verfassung einen Artikel aufzunehmen, der dem Gesetzgeber die Befugnis erteilt, die Wählbarkeit der Ausländer für die Ernennung oder Bezeichnung in die richterlichen Ämter auszudehnen.





6.23	Das Gesetz kann vorsehen, dass Richter ausländischer Nationalität, die eine ausreichende Verbundenheit mit unserem Kanton ausweisen, den richterlichen Behörden angehören können.





Die Kommission hat ebenfalls den Fall der Staatsanwaltschaft untersucht, die heute  in vielen Punkten durch ein überholtes Gesetz geregelt wird. Gegenwärtig, werden sowohl der Staatsanwalt wie auch seine Stellvertreter durch den Staatrat ernannt (Art. 3 des Gesetzes vom 11. Februar 1873). Sie sind, je nach Aufgaben, zu denen sie berufen sind, entweder der Oberaufsicht des Staatsrates oder des Kantonsgerichts unterstellt (Art. 4 des genannten Gesetzes). Bei den öffentlichen Anlässen nehmen der Staatsanwalt und sein Stellvertreter den Rang nach dem Kantonsgericht ein (Art. 12 des genannten Gesetzes).





Die gegenwärtige Überwachung der Staatsanwaltschaft besteht hauptsächlich in der Tatsache, dass sie dem Staatsrat und dem Kantonsgericht alljährlich ihren Tätigkeitsbericht zustellt. In Anbetracht des Vorhergehenden, wäre es sinnvoll, aus den vorher genannten Gründen die Staatsanwalt nach derselben Formel wie die Kantonsrichter, und seine Stellvertreter (vier in der Zahl, trotz des Buchstabens im Gesetz) nach der gleichen Formel wie die Richter der 1. Instanz zu wählen. Daher folgende These: 





6.24.1	Der Staatsanwalt wird nach derselben Formel wie die Kantonsrichter gewählt (Auswahl durch den Justizrat und Wahl durch den Grossen Rat, unter den bei der Auswahl berücksichtigten Bewerbern).





6.24.2	Die Stellvertreter des Staatsanwalts werden durch den Justizrat gewählt.





Trotzdem der Staatsanwalt nach Vorprüfung durch den Justizrat vom Grossen Rat gewählt wird und seine Stellvertreter direkt durch den Justizrat, ist es wichtig, dass die Staatsanwaltschaft einer einzigen Aufsichtsbehörde unterstellt wird.





6.25	Die Staatsanwaltschaft ist der direkten Aufsicht des Justizrates unterstellt. 





Die Amtsdauer der richterlichen Behörden und der Staatsanwaltschaft beträgt gegenwärtig fünf Jahre, Art. 34 der Freiburger Verfassung sieht also vor, dass die Dauer der öffentlichen Ämter begrenzt ist. In der Absicht, die Unabhängigkeit der richterlichen Behörden und der Staatsanwaltschaft zu stärken, ist die Kommission der Meinung, dass alle Mitglieder der vorgenannten Behörden auf unbestimmte Zeit gewählt werden. Damit ist nicht gemeint, dass ihre Mitglieder unabsetzbar wären, sondern die Aufhebung der administrativen Amtsperiode. Da die Aufsicht über die Richter und die Mitglieder der Staatsanwaltschaft permanent ist, verbleibt immer noch die Möglichkeit, sie im Falle grösserer Probleme zu widerrufen. Dieser Verfahrensweg würde es ebenfalls erlauben, die mit dem Pensionskassenfonds der Kantonsrichter verbundene Probleme in dem Sinne zu lösen, dass sich die Beteiligung des Staates  an ihren Pensionskassenbeiträgen nicht mehr rechtfertigen würde, wenn sie nicht mehr alle fünf Jahre der Wiederwahl unterstellt sind. Daher die folgende These:





6.26	Alle Mitglieder der richterlichen Behörden sowie der Staatsanwaltschaft sind auf unbestimmte Zeit gewählt.





Die Kommission hat sich natürlich auch mit der Zusammensetzung und der Organisation des Justizrates auseinandergesetzt, deren Grundlagen ihrer Meinung nach in die Verfassung aufgenommen werden müssen. Was die Zusammensetzung des Justizrates anbelangt, so ist sie Bestandteil der Idee, dass sie aus Effizienzgründen mit Leuten bestehen muss, die mit dem juristischen Bereich vertraut sind und die im Rechtswesen unabdingbaren Kompetenzen besitzen, ansonsten die Nützlichkeit einer solchen Behörde in Frage gestellt werden könnte. Es gilt zu beachten, dass beim heutigen Stand der Dinge die Untersuchungsrichter unter den Magistraten der 1. Instanz stehen, während sie, je nach Entwicklung des Bundesrechts, zur Staatsanwaltschaft gehören könnten. Daher die folgende These:





6.27	Der Justizrat setzt sich wie folgt zusammen:


	Ein Mitglied des Grossen Rates,


	Ein Mitglied des Staatsrates,


	Ein Mitglied des vereinigten Kantons- und Verwaltungsgerichts,


	Ein Mitglied der Freiburger Anwaltskammer,


	Ein Mitglied einer Rechtsfakultät der Universität Freiburg,


	Ein Mitglied der Staatsanwaltschaft ;


	Ein Mitglied der richterlichen Behörden 1. Instanz.





Was die Organisation des Justizrates betrifft, ist die Kommission der Meinung, dass die Präsidentschaft dieser Behörde einem seiner Mitglieder anvertraut werden muss, das nicht aus den Kreisen der richterlichen Behörden oder der Staatsanwaltschaft stammt (was die möglichen Probleme des Ausstandes oder der Unparteilichkeit lösen würde) und nicht der Legislative oder der Exekutive angehört (im Bestreben für eine grössere Unparteilichkeit). Dabei zeigt sich, dass die Person, welche die besten Kompetenz- und Zurückhaltungsgarantien bietet, ein Vertreter der Professorenschaft der Rechtsfakultät der Universität Freiburg ist. Daher die folgende These:





6.28	Die Präsidentschaft des Justizrates wird vom Vertreter der ordentlichen Professorenschaft eines Lehrstuhls der Rechtsfakultät der Universität Freiburg wahrgenommen.





Für die Wahl der einzelnen Mitglieder des Justizrates ist die Kommission 6 der Meinung, dass jede im Rat vertretene Behörde oder Personengruppe selbst ihren Vertreter unter den Mitgliedern bestimmt. Daher die folgende These:





6.29	Jede im Justizrat vertretene Behörde oder Personengruppe wählt ihren Vertreter unter ihren Mitgliedern selbst. 





Um eine optimale Homogenität und Effizienz dieser Behörde sicherzustellen, ohne dass sie gleich eine „Nomenklatura“ bildet, schlägt die Kommission vor, dass ihre Mitglieder für eine Dauer von vier Jahren gewählt werden und für eine weitere Amtsdauer sofort wiederwählbar sind. Daher folgende These:





6.30	Die Mitglieder des Justizrates werden für vier Jahre gewählt und sind für eine weitere Amtsdauer sofort wiederwählbar.





Mit fünfzehn gegen eine Stimme ist die Kommission der Ansicht, dass das Quorum im Rahmen des Justizrates nicht in der Verfassung zu figurieren hat. Sie würde jedoch  für das Quorum die Anwesenheit von mindestens fünf der sieben Mitglieder befürworten, aus denen sich der Justizrat zusammensetzt, damit dieser in gültiger Form beraten kann. Daher die folgende These:





6.31	Das Quorum im Rahmen des Justizrates soll nicht in der Verfassung figurieren, aber durch das Gesetz geregelt werden.





Die Kommission ist sich wohl bewusst, dass sich im Rahmen des Justizrates Ausstandsprobleme ergeben können. Sie ist jedoch der Meinung, dass diese Frage durch das Gesetz, welches vom Parlament in Anwendung der Verfassung verabschiedet werden muss, abgeklärt werden soll. Daher die folgende, einstimmig gefasste These:





6.32	Die Ausstandsprobleme im Rahmen des Justizrates sind durch das Gesetz zu regeln.





Schliesslich sieht die Kommission, selbst wenn die effektive Überwachung der richterlichen Behörden dem Justizrat übertragen wird, keine Notwendigkeit, dem Grossen Rat Informationen über die richterlichen Behörden vorzuenthalten. In der Tat beabsichtigt die Kommission eine Bestimmung in die Verfassung aufzunehmen, nach welcher der Grosse Rat den richterlichen Behörden die adäquaten Mittel zur Verfügung stellt, damit der Justiz ein rasches und qualitativ hochstehendes Handeln ermöglicht wird. Es erscheint deshalb als unerlässlich, dass das Parlament einen Jahresbericht über die Verwaltung der Letzteren entgegennimmt, der jedoch von der Behörde erstellt werden muss, welcher die Aufsicht über die richterlichen Behörden übertragen ist. Daher die folgende These:





6.33	Der Justizrat überweist dem Grossen Rat einen Jahresbericht über die Verwaltung der Justiz.








J.	Liste der Gerichte





Die Mehrheit der Kommission vertritt die Meinung, das  nicht nur die Gerichtsbarkeit in die Verfassung aufzunehmen ist, sondern insbesondere auch die Gerichte. Dies erscheint in dem Rahmen als gerechtfertigt, als die beiden anderen Staatsgewalten nicht nur erwähnt, sondern in präziser Form beschrieben werden. Andererseits darf man nicht verkennen, dass die Gerichtsorganisation immer Änderungen erfährt. So wurden im Kanton Freiburg die arbeitsgerichtlichen Behörden und die Mietgerichte eingeführt. Im Bereich des Mietrechts hat das Bundesrecht Schlichtungs-kommissionen geschaffen, die in gewissen Fällen Entscheidungsgewalt besitzen. Im Bereich des Strafrechts haben die Untersuchungsrichter in gewissen Fällen die Kompetenzen, direkte Urteile in Form von Strafbefehlen zu erlassen, und vor wenigen Jahren hat man einen besonderen Gerichtshof für Wirtschaftsdelikte geschaffen. Angesichts der Tatsache, dass das Prozessrecht in Zukunft immer stärker vereinheitlicht und vom Bundesrecht geregelt wird (vgl. Art. 122 und 123 der Bundesverfassung), wäre es nicht vernünftig, in unserer Verfassung alle Gerichte anzuführen. Jede Änderung in der Gerichtsorganisation, selbst wenn sie vom Bundesrecht vorgeschrieben wird, würde eine Verfassungsänderung zur Folge haben.





Die Kommission erachtet die Berner Variante (vgl. Art 98-100 Verfassung BE) als eine angemessene Mittellösung, die an die Freiburger Gegebenheiten angepasst werden kann. Im Allgemeinen werden die ordentlichen richterlichen Behörden genannt, nicht aber die besonderen Gerichte, wie das Mietgericht oder die arbeitsgerichtlichen Behörden. Diese Lösung kann für sich den Vorteil beanspruchen, dass sie in drei Artikeln die gesamte Gerichtsorganisation aufzeichnet, ohne sich in Details zu verlieren. Daher die folgende These:








Die Zivilgerichtsbarkeit





Wegen ihrer tiefen Verankerung in der Bevölkerung sind die Richter und Friedensgerichte als erste angeführt. Die Friedensrichter sind heute in allen Fällen für die fakultativen Schlichtungsversuche zuständig. Ihre Hauptzuständigkeit sowie jene der Friedensgerichte liegen im Bereich des Vormundschaftswesens, welches im Kanton Freiburg anders als in anderen Kantonen in richterlicher und nicht administrativer Form organisiert ist. Eine solche Gerichtsorganisation könnte in der ganzen Schweiz angenommen werden. In diesem wichtigen Bereich kennt der Kanton Freiburg drei Instanzen anstelle von zwei, wie in den übrigen Bereichen der  Zivilgerichtsbarkeit. Anschliessend führt man die richterlichen Behörden der 1. Instanz an, darunter die Präsidenten der Bezirksgerichte, heute kurz Gerichtspräsidenten genannt, und die Bezirksgerichte (heute: Zivilgerichte), sowie diejenigen, die in nebenberuflicher Tätigkeit in Kollegialgerichten tagen. Das Kantonsgericht wird als die höchste kantonale Zivilgerichtsbehörde bezeichnet. In gewissen juristisch spezifischen Bereichen ist das Kantonsgericht auch einzige zivile Gerichtsbehörde. Die von unten nach oben führende Aufzählung findet hier ihre Grundlage.





Absatz 2 enthält den Vorbehalt zur Einführung spezieller richterlicher Behörden durch das Gesetz, insbesondere von spezialisierten Gerichten, wie wir sie aus den Bereichen des Miet- und Arbeitsrechts schon kennen. Ein zukünftiges Handelsgericht wäre dadurch ohne weiteres möglich. Der Vorbehalt beinhaltet aber nicht die Möglichkeit, in einem bestimmten Fall ein Sondergericht zu bilden.





6.34.1	Die Zivilgerichtsbarkeit wird ausgeübt durch:


	a.	Die Friedensrichter und die Friedensgerichte


	b.	Die Gerichtspräsidenten und die Zivilgerichte


	c.	Das Kantonsgericht


	Das Gesetz kann spezielle richterliche Behörden einführen.








Die Strafgerichtsbarkeit





Die Unterscheidung zwischen den ordentlichen Gerichten und den anderen ist im Bereich des Strafrechts delikat, und das nicht nur in Bezug den Ausschluss von Sondergerichten. Der Kanton Freiburg kennt im Strafbereich zwei spezielle Gerichte: das Wirtschaftsstrafgericht und die Jugendstrafkammer.





Gerade um nicht mit dem Vorwurf rechen zu müssen, Sondergerichte zu schaffen, ist es angebracht, die beiden speziellen Behörden in der Verfassung anzuführen. Somit verbleiben nur noch die Polizeirichter, also Gerichtspräsidenten, wenn sie als Einzelrichter in Strafsachen urteilen, die Bezirksgerichte und das Kantonsgericht als Strafgericht der 2. Instanz. Nicht eingetragen sind die Oberamtmänner, die über Vergehen gegen das Strassenverkehrsgesetz (SVG) urteilen. Als administrative Behörde fallen sie hier jedoch unter den Rechtsvorbehalt des Abs. 2. Die Untersuchungsrichter selbst bleiben unberücksichtigt, da sie nur über beschränkte Strafverfolgungskompetenzen besitzen. Ausser Übertretungen, sind sie genauso wie die Oberamtmänner auch dazu berufen, über einfache Delikte zu urteilen, und nur über den Rechtsweg des Strafbefehls. Durch einfache Einsprüche, die nicht begründet werden müssen, können in diesem Falle die Betroffenen ein ordentliches Verfahren vor dem Strafrichter verlangen, meistens aber vor dem Polizeirichter.





6.34.2	Die Strafgerichtsbarkeit wird ausgeübt durch :


	a.	Die Untersuchungsrichter und die Polizeirichter.


	b.	Die Bezirksstrafgerichte und das Wirtschaftsstrafgericht.


	c.	Die Jugendstrafkammer und seine Präsidenten.


	d.	Das Kantonsgericht.


	Das Gesetz kann spezielle richterliche Behörden einberufen.








Die Verwaltungsgerichtsbarkeit 





Die Kommission bezieht sich auf Art. 100 der Verfassung BE bezüglich der Frage der Verwaltungsgerichtsbarkeit und hat mit grosser Mehrheit beschlossen, diese Lösung zu übernehmen. 





Die von der Kommission 6 ausgewählte Lösung für die Verwaltungsgerichtsbarkeit entspricht in seinem Abs. 1 fast wortwörtlich Art. 65 unserer gegenwärtigen Verfassung, die 1989 angenommen wurde. In Abs. 2 fügt sie noch einen allgemeinen Rechtsvorbehalt hinzu, der bisher in der Verfassung fehlte. Ein Vorschlag, dem Verwaltungsgericht die exklusive Kompetenz zu erteilen, als letzte kantonale Instanz über alle verwaltungsrechtlichen Einsprüche zu urteilen, wurde durch die grosse Mehrheit der Kommission abgelehnt. Seine Annahme hätte zur Folge gehabt, dass der Staatsrat nicht mehr kompetent wäre, als letzte Instanz in gewissen administrativen Bereichen zu entscheiden.





6.34.3	Das Verwaltungsgericht urteilt als letzte Instanz über verwaltungsrechtliche Einsprüche, die das Gesetz nicht in die definitive Zuständigkeit einer anderen Behörde legt.


		Das Gesetz kann spezielle richterliche Behörden einberufen.	








Minderheitsbericht 


(Denis Boivin, Antoinette de Weck, Maurice Reynaud, Danielle Julmy, Claude Schorderet, Philippe Vallet)





Es ist wichtig, im Text der Verfassung nicht die Aufzählung unserer richterlichen Behörden 1. Instanz festzulegen. Eine ausführliche Aufzählung der Letzteren wäre zu lang und nicht angebracht. Zudem wäre diese Lösung im Falle von Namensänderungen, von Vergessenheit und der Schaffung neuer Instanzen nicht anpassungsfähig. Einfach nur das Gesetz zu ändern wäre dann tatsächlich nicht ausreichend. Auch eine Teilaufzählung wäre nicht angebracht. Denn nach welchen sachlichen und nicht  diskriminierenden Kriterien soll die Ernennung der einen oder anderen Behörde erfolgen? Ausserdem muss der Verfassungstext für den Bürger zugänglich sein. Dem Letzteren erklären zu wollen, welches unsere richterlichen Behörden 1. Instanz sind, ist auf den ersten Blick bestimmt lobenswert. Wie soll man den Unterschied zwischen dem Präsidenten des Bezirksgerichts und dem Bezirksgericht erklären? Wie darstellen, dass der Polizeirichter mit der Polizei nichts zu tun hat und dass er im Grunde genommen dieselbe Person ist, wie der Präsident des Strafbezirksgerichts, aber dass er für andere Übertretungen zuständig ist!





Es ist gewiss Sache des Gesetzes über die Gerichtsorganisation, die richterlichen Behörden 1. Instanz aufzulisten und zu erklären, welches ihre Zusammensetzung ist und was ihre jeweiligen Kompetenzen sind. Das Gegenteil anzunehmen würde aufgrund der Übereinstimmung mit den Verfassungsbestimmungen dazu führen, die Zuständigkeit aller Departemente und Ämter des Staates jedes Mal aufzulisten, wenn von einer seiner Aufgaben in der Verfassung die Rede ist. Der Grundtext des Staates muss nun aber deutlich klar bleiben, so anpassungsfähig und modern wie nur möglich.





Gegenwärtig verweisen die Art. 59 und 64bis der Freiburger Verfassung schon auf das Gesetz über die Gerichtsorganisation. Das zu übernehmende Modell besteht in Art. 83 Abs. 2 der Neuenburger Verfassung: "Die zivil-, straf- und verwaltungs-rechtlichen Streitigkeiten werden von den Gerichten entschieden.“ Man könnte hinzufügen „von der Verfassung und dem Gesetz anerkannten“. Dies trotz dem Wissen, dass das Kantonsgericht in der Verfassung ausdrücklich als Teil der richterlichen Gewalt aufgeführt wird, in Ergänzung zum Grossen Rat (Legislative) und zum Staatsrat (Exekutive).





6.34 bis   Die zivil-, straf- und verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten werden von den durch die  Verfassung und vom Gesetz anerkannten Gerichten entschieden. Die Aufzählung der richterlichen Behörden der 1. Instanz des Kantons Freiburg figurieren nicht in der Verfassung.








K.	Allgemeine Grundlagen





Die Kommission ist der Meinung, dass gewisse Grundlagen, die im Kapitel "Grundrechte" dargestellt werden müssen und zweifellos von anderen Kommissionen des Verfassungsrats behandelt worden sind, in der Verfassung gewisse Grundlagen aufzuführen sind, die die richterliche Gewalt und ihre Tätigkeit regeln und sich entweder direkt an sie selbst oder an die anderen Gewalten richten.





Denn es kann nicht nur Ziel der Kommission sein, die Tätigkeit der richterlichen Behörden zu diktieren, sondern vor allem dem Rechtssuchenden ein einwandfreies Verfahren zu garantieren. Diese Grundlagen dienen auch dem Schutz der persönlichen Freiheiten und Rechte, sowie dem Ausschluss jeglicher Willkür. Gewiss, diese Wiederholung ist aus juristischer Sicht nicht unerlässlich, da diese Grundlagen in der Bundesverfassung (Art. 29 Abs. 1 und 2, 30 und 32) und in der europäischen Menschenrechtskonvention (Art. 5 Ziff. 2 und 3 und Art. 6) stehen, handelt es sich doch dabei um Bestimmungen, zu deren Beachtung die Kantone verpflichtet sind (Art. 5 Abs. 4 BV). Diese Wiederholung in unserer Verfassung würde jedoch, zusammen mit der Aufzählung der anderen Grundrechte, ein komplettes Bild über die Gesamtheit der in unserem Kanton garantierten Rechte und Freiheiten ergeben. Die Wiederholung würde auch eine informative, pädagogische und psychologische Aufgabe erfüllen. Für einen Einwohner dieses Kantons ist es nun aber wichtig, wenn er sich auf die Verfassung abstützen will, dass er allein durch das Lesen derselben die Rechte bestimmen kann, die ihm zugestehen. Diese Wiederholung kann auch dem Kanton nützlich sein. Denn man weiss nämlich, dass dieser seinen Einwohnern einen breiteren Schutz der Rechte und Freiheiten bieten kann, als aus dem Bundesrecht oder Völkerrecht hervorgeht.





Auf der Grundlage dieser Gedanken hat die Kommission bezüglich der Prozessverfahrensgarantien folgende Thesen angenommen:





Dies trifft für die Unabhängigkeit der Gerichte zu, als logische Folge des Prinzips der Gewaltentrennung. Dieses von den demokratischen Ländern universal anerkannte Prinzip muss ausdrücklich in der Verfassung stehen. Daher die folgende These:





6.35	Die Unabhängigkeit der Gerichte ist garantiert.





Als Ergänzung zu diesem Prinzip ist es angebracht zu verdeutlichen, dass die Personen, die ein richterliches Amt ausüben, dies in unabhängiger Weise tun müssen, ohne sich in irgendeiner Form durch die anderen Staatsgewalten gebunden oder beeinflusst zu fühlen, einzig unter Achtung der Normen, die sie anzuwenden haben, und in aller Unparteilichkeit gegenüber dem Rechtssuchenden, der sie anruft. Daher folgende These:





6.36	Die Personen, die ein richterliches Amt ausüben, tun es in unabhängiger und unparteilicher Weise.





Es ist auch angebracht, der Zahl, der Organisation und den Kompetenzen der Gerichte eine Verfassungsgrundlage zu geben, wenn auch es hier hauptsächlich darum geht, auf das Gesetz zu verweisen. Daher die folgende These:





6.37	In den Grenzen der Verfassung bestimmt das Gesetz die Zahl, die Organisation und die Kompetenz der Gerichte.





Die Schweiz ist ein Rechstaat. Dasselbe gilt für den Kanton Freiburg. Es ist deshalb nützlich, ausdrücklich zu wiederholen, auch wenn es sich von selbst versteht, dass keine Sondergerichte eingeführt werden können. Daher die folgende These:





6.38	Es können keine  Sondergerichte eingeführt werden, unter welcher Bezeichnung auch immer.





Die Justiz hat den Ruf, langsam zu sein. Diese Langsamkeit wird aber nicht immer durch sie verursacht: Das Strafverfahren (welches zu Recht die Wahrung der Gleichheit der Parteien überwacht) und das Zivilverfahren, die Auslastung der Anwaltskanzleien, die das Vorankommen des Verfahrens verlangsamen, sind ebenso viele Faktoren, die zu diesem Ruf führen. Was die Gerichte betrifft, ist auf ihre Auslastung hinzuweisen, da die Zahl der Angelegenheiten in den letzten Jahren erheblich zugenommen hat und in zunehmendem Masse immer schwieriger werden. Auch wenn es den Anschein macht, dass die Gerichte heute nicht unterdotiert sind, so gilt es doch die Anstellungsbemühungen fortzusetzen, damit sie ihre Aufgaben in qualitativer und quantitativer Hinsicht erfüllen können. Daher die folgende These:





6.39	Der Grosse Rat stellt den richterlichen Behörden die adäquaten Mittel zur Verfügung, um das rasche Handeln und die Qualität der Justiz sicherzustellen.





Das Recht, angehört zu werden, ist ein grosses Prinzip der Rechtstaaten, das es verdient, in der Verfassung angeführt zu werden. Daher die folgende These:





6.40	Die Parteien haben das Recht, angehört zu werden.





Es soll daran erinnert werden, dass die Verhandlungen vor den richterlichen Behörden öffentlich sind. Ausnahmen müssen durch das Gesetz eingeführt werden, welches auch die Sprache der Gerichtsverhandlung regeln muss. Daher die folgende These:





6.41	Die Gerichtsverhandlungen sind öffentlich, ausser in den vom Gesetz vorgesehenen Ausnahmen, welches ausserdem die Sprache der Debatten regelt.





Es gilt schliesslich in Erinnerung zu rufen, dass die durch die Gerichte erlassenen Urteile begründet werden müssen. Das Verlangen dieser Begründung stellt einen Schutzwall gegen die Willkür dar und muss respektiert werden. Um die Gerichte jedoch zu entlasten, gilt es, von dieser Regel Ausnahmen zu ermöglichen, die auf einer gesetzlichen Grundlage beruhen müssen. Solche Ausnahmen bedeuten in einer ersten Phase nur, dass die richterliche Behörde auf das Verfassen einer Begründung, die sie zu einem Urteil veranlasste, verzichten kann; der Rechtssuchende kann allerdings auf einfachen Antrag, der unter Berücksichtigung der vom Gesetz vorgegebener Termine eingereicht werden muss, eine schriftliche Begründung des Urteils verlangen, sowohl auf zivil- wie auch strafrechtlicher Ebene, so dass seine Interessen durch die den Gerichten gewährte Erleichterung in keiner Weise in Gefahr gebracht werden. Daher die folgende These:





6.42	Die durch die Gerichte erlassene Urteile werden begründet. Das Gesetz regelt die Ausnahmen.





Die Unschuldsvermutung ist ein von den demokratischen Staaten universal anerkanntes Prinzip. Dieses erste Prinzip, sowie das Recht, über die Anklage gegen sich informiert zu werden, das Recht auf Verteidigung und das Recht auf Beschwerde sind das Wesentliche im Strafrecht und haben Verfassungsrang. Daher folgende These:








6.43	Jede Person gilt als unschuldig, solange sie nicht rechtskräftige verurteilt ist. Jede angeklagte Person hat das Recht, über die gegen sie gerichteten Anklagen innerhalb kürzester Frist und in ausführlicher Form informiert zu werden. Sie muss in die Lage gebracht werden, ihre Verteidigungsrechte geltend zu machen. Jede verurteilte Person hat das Recht, das Urteil durch eine höhere Gerichtsbarkeit überprüfen zu lassen.








L.	Die finanzielle Autonomie der richterlichen Behörden (Negative These)





Die Kommission 6 ist der Ansicht, der richterlichen Gewalt ihre finanzielle Autonomie nicht zu gewähren.





Die Unabhängigkeit der richterlichen Gewalt könnte ihre finanzielle Autonomie implizieren. Man muss jedoch hervorheben, dass das Budget nicht leicht zu verwalten ist. Es müsste sich also ein Mitglied der richterlichen Behörde damit befassen, statt sich seiner ordentlichen Tätigkeit zu widmen. Es ist auch zu vermerken, dass die richterliche Gewalt, wenn sie finanziell autonom wäre, ihre eigenen Ressourcen selbst beschaffen müsste. Nun kennt man aber die Kosten, jedoch nicht die Einkünfte. Man kann sich im Falle einer finanziellen Autonomie der richterlichen Gewalt auch fragen, durch wen und wie eine mögliche Budgetüberschreitung gedeckt würde. Man sieht auch schlecht, bei Vorhandensein noch anderer Dringlichkeiten, wie die richterliche Gewalt vor dem Grossen Rat ihr Budget darlegen und verteidigen, also eine politische Handlung vornehmen soll. Aufgrund dieser Gedanken hat die Kommission folgende These angenommen:





6.44	Es wird beschlossen, der richterlichen Gewalt ihre finanzielle Autonomie nicht zu gewähren.








M.	Zusammensetzung des Kantonsgerichts und Anzahl Richter





Die kantonale Verfassung soll nur die wichtigsten Grundlagen enthalten, auf welchen der Staat beruht, und die hauptsächlichen Rechte und Pflichten der FreiburgerInnen regeln. Da man dazu gebracht werden könnte, die kantonale Gerichtsorganisation zu revidieren, um den Anforderungen des Bundesrechts zu genügen, ist es aufgrund des langwierigen und schweren Verfahrens zudem vorteilhafter, wenn man da nicht auf eine Verfassungsänderung zurückgreifen muss. Daher folgende Thesen:





6.45.1	Die Zusammensetzung des Kantonsgerichts soll nicht in der Verfassung, sondern im Gesetz geregelt werden:


	- Permanente Richter, Stellvertreter und Beisitzer


	- Berufsrichter und Nichtberufsrichter


	- Permanente oder teilzeitlich tätige Berufsrichter





6.45.2	Die genaue Zahl der Richter, aus denen sich das Kantonsgericht zusammensetzt, soll nicht durch die Verfassung, sondern durch das Gesetz geregelt werden.





N.	Unentgeltliche Rechtspflege





Die Kommission konnte feststellen, dass das Problem der unentgeltlichen Rechtspflege in der Berner Verfassung unter Art. 26 Abs. 3 und unter Art. 9 Abs. 4 der Neuenburger Verfassung behandelt wird. Die Waadtländer behandeln ihrerseits die unentgeltliche Rechtspflege im Kapitel über die allgemeinen Verfahrensgarantien (vgl. Art. 36 Abs. 3 des Vorentwurfs zur Waadtländer Verfassung).





Auf Bundesebene ist es Art. 29 Abs. 3 der Verfassung, der die unentgeltliche Rechtspflege behandelt.





Nach dem Vorbild der genannten Kantone, die bei weitem nicht die einzigen Kantone sind, die dieses Problem angehen, ist die Kommission der Ansicht, der unentgeltlichen Rechtspflege eine kantonale Verfassungsgrundlage einzuräumen, da es sich um ein in demokratischen Staaten einstimmig anerkanntes Recht handelt. Daher die folgende These:





6.46	Jede Person, die nicht über ausreichende Mittel verfügt, hat das Recht auf unentgeltliche Rechtspflege, es sei denn ihre Angelegenheit entbehre jeglicher Aussicht auf Erfolg. Sie hat ausserdem das Recht auf einen unentgeltlichen Verteidiger, insofern es die Wahrung ihrer Rechte erfordert. 











Durch die Kommission 6 anlässlich der Sitzung vom 19. Dezember 2001 angenommen.
































	Der Präsident der Kommission 6:





	Philippe VALLET
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ANHANG 1: 	LISTE DER ANGENOMMENEN THESEN UND DER MINDERHEITENTHESEN





6.1	Das Gesetz kann ergänzende oder alternative aussergerichtliche Konfliktlösungssysteme vorsehen.�
�



6.2	Die Unterscheidung zwischen Zivil-, Straf-, Verwaltungs- und Verfassungsgerichtsbarkeit wird aufrechterhalten.





6.3	Die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird auf dem gesamten Kantonsgebiet wahrgenommen.





6.4		Vereinigung des Kantonsgerichts und des Verwaltungsgerichts zu einer einzigen Behörde.





6.5.	Keine zweistufige Verwaltungsgerichtsbarkeit.





6.6	Es wird ein Verfassungsgerichtshof als Garant für die Konformität der Normen mit übergeordnetem Recht geschaffen, der die Verfassungsmässigkeit der Gesetze und die Konformität der anderen kantonalen und kommunalen Normen zum übergeordnetem Recht überprüft. 





6.6. bis	 	Es wird kein Verfassungsgerichtshof geschaffen.





6.7	Der Verfassungsgerichtshof nimmt seine Kontrolle gleich nach der offiziellen Veröffentlichung auf Antrag und innerhalb von 20 Tagen nach der offiziellen Veröffentlichung des betreffenden Textes wahr. Die Anrufung des Gerichtshofes setzt die Inkraftsetzung des zu prüfenden Textes aus. 





6.8.1	Der Verfassungsgerichtshof entscheidet von Amtes wegen und als einzig zuständige Instanz über die Gültigkeit der Volksinitiativen innerhalb von 20 Tagen nach der offiziellen Veröffentlichung.





6.8.2	Der Verfassungsgerichtshof urteilt als einzig zuständige kantonale Instanz über Konflikte im Bereich der Gemeindeautonomie, der anerkannten Kirchen und ihrer Pfarreien sowie der anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts.





6.8.3	Der Verfassungsgerichtshof urteilt auf Beschwerde und als letzte kantonale Instanz über Streitsachen betreffend der Ausübung der politischen Rechte auf kantonaler und kommunaler Ebene.





6.8.4	Der Verfassungsgerichtshof entscheidet die Kompetenzkonflikte zwischen Behörden, ausser sie sei selbst Partei.





6.9	Der Verfassungsgerichtshof entscheidet über Gegenstände, die ihm durch Gesetz zugewiesen werden.





6.10.	Die Entscheide des Verfassungsgerichtshofes werden innerhalb von 60 Tagen seit der Anrufung gefasst und sind Gegenstand einer Veröffentlichung.





6.11	Die Gerichte des Kantons haben die Pflicht, die Übereinstimmung kantonaler Normen mit übergeordnetem Bundesrecht oder kantonalen Recht zu überprüfen.





6.12	Die ehemaligen Magistraten werden nicht von Amtes wegen stellvertretende �Richter oder Beisitzer.





6.13	Keine untere Altersgrenze für das Ausüben der richterlichen Ämter und Verweisung auf das Gesetz für eine mögliche obere Altersgrenze.





6.14.1		Die Organisation der Zivilgerichtsbarkeit, die sich nach richterlichen Behörden 1. und 2. Instanz unterscheidet, wird beibehalten.





6.14.2	Die richterlichen Behörden der 1. Instanz im Bereich des Zivilrechts werden beibehalten.





6.14.3	Die Anzahl der Friedensgerichtskreise wird reduziert.





6.14.4	Die Friedensgerichte werden, unter Vorbehalt der in Vorbereitung stehenden Bundesgesetzgebung, professionalisiert und mit einem Präsidenten oder einem  anderen Juristen mit Ärzten und Sozialassistenten bestehen.





6.15	Die Organisation der Strafgerichtsbarkeit, die sich nach richterlichen Behörden 1. und der 2. Instanz unterscheidet, wird beibehalten. 





6.16	Es wird eine unabhängige, verfassungsmässige administrative Behörde mit der Bezeichnung Justizrat geschaffen, der die Aufsicht über die richterlichen Gewalt übertragen wird (administrative und disziplinarische Aufsicht).





6.17	Der Justizrat übt die direkte  Aufsicht über das vereinigte Kantonsgerichts aus und kann die Aufsicht über die richterlichen Behörden 1. Instanz an das Kantonsgericht delegieren.





6.18	Der Justizrat figuriert in unserer Verfassung nicht im Kapitel betreffend der richterlichen Behörden.





6.19	Die Bewerber für das Amt des Kantonsrichters werden vom Justizrat  aufgrund objektiver und nicht politischer Kriterien ausgewählt. Der Grosse Rat kann nur einen unter den durch den Justizrat berücksichtigten Kandidaten wählen.








6. 19bis	Die Mitglieder des Kantonsgerichtes werden vom Grossen Rat ernannt nach Vorprüfung durch den Justizrat, der keine Kandidaten von der Wahl ausschliessen darf.





6.20	Der Präsident des vereinigten Kantonsgerichts wird für ein Jahr gewählt; die Wahl erfolgt nicht mehr durch den Grossen Rat, sondern durch die Kantonsrichter selbst.





6.21	Der Auswahlentscheid des Justizrates ist endgültig.





6.22.	Der Justizrat ist die Wahlbehörde für die Richter der 1. Instanz (Gerichtspräsidenten, Untersuchungsrichter, Friedensrichter, Laienrichter und Beisitzer usw.).





6.23	Das Gesetz kann vorsehen, dass Richter ausländischer Nationalität, die eine ausreichende Verbundenheit mit unserem Kanton ausweisen, den richterlichen Behörden angehören können.





6.24.1	Der Staatsanwalt wird nach derselben Formel wie die Kantonsrichter gewählt (Auswahl durch den Justizrat und Wahl durch den Grossen Rat, unter den bei der Auswahl berücksichtigten Bewerbern).





6.24.2	Die Stellvertreter des Staatsanwalts werden durch den Justizrat gewählt.





6.25	Die Staatsanwaltschaft ist der direkten Aufsicht des Justizrates unterstellt. 





6.26	Alle Mitglieder der richterlichen Behörden sowie der Staatsanwaltschaft sind auf unbestimmte Zeit gewählt.





6.27	Der Justizrat setzt sich wie folgt zusammen:


	Ein Mitglied des Grossen Rates,


	Ein Mitglied des Staatsrates,


	Ein Mitglied des vereinigten Kantons- und Verwaltungsgerichts,


	Ein Mitglied der Freiburger Anwaltskammer,


	Ein Mitglied einer Rechtsfakultät der Universität Freiburg,


	Ein Mitglied der Staatsanwaltschaft ;


	Ein Mitglied der richterlichen Behörden 1. Instanz.





6.28	Die Präsidentschaft des Justizrates wird vom Vertreter der ordentlichen Professorenschaft eines Lehrstuhls der Rechtsfakultät der Universität Freiburg wahrgenommen.





6.29	Jede im Justizrat vertretene Behörde oder Personengruppe wählt ihren Vertreter unter ihren Mitgliedern selbst. 





6.30	Die Mitglieder des Justizrates werden für vier Jahre gewählt und sind für eine weitere Amtsdauer sofort wiederwählbar.





6.31	Das Quorum im Rahmen des Justizrates soll nicht in der Verfassung figurieren, aber durch das Gesetz geregelt werden.





6.32	Die Ausstandsprobleme im Rahmen des Justizrates sind durch das Gesetz zu regeln.





6.33	Der Justizrat überweist dem Grossen Rat einen Jahresbericht über die Verwaltung der Justiz.





6.34.1	Die Zivilgerichtsbarkeit wird ausgeübt durch:


	a.	Die Friedensrichter und die Friedensgerichte


	b.	Die Gerichtspräsidenten und die Zivilgerichte


	c.	Das Kantonsgericht


	Das Gesetz kann spezielle richterliche Behörden einführen.





6.34.2	Die Strafgerichtsbarkeit wird ausgeübt durch :


	a.	Die Untersuchungsrichter und die Polizeirichter.


	b.	Die Bezirksstrafgerichte und das Wirtschaftsstrafgericht.


	c.	Die Jugendstrafkammer und seine Präsidenten.


	d.	Das Kantonsgericht.


	Das Gesetz kann spezielle richterliche Behörden einberufen.





6.34.3	Das Verwaltungsgericht urteilt als letzte Instanz über verwaltungsrechtliche Einsprüche, die das Gesetz nicht in die definitive Zuständigkeit einer anderen Behörde legt.


		Das Gesetz kann spezielle richterliche Behörden einberufen.	





6.34 bis   	Die zivil-, straf- und verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten werden von den durch die  Verfassung und vom Gesetz anerkannten Gerichten entschieden. Die Aufzählung der richterlichen Behörden der 1. Instanz des Kantons Freiburg figurieren nicht in der Verfassung.





6.35	Die Unabhängigkeit der Gerichte ist garantiert.





6.36	Die Personen, die ein richterliches Amt ausüben, tun es in unabhängiger und unparteilicher Weise.





6.37	In den Grenzen der Verfassung bestimmt das Gesetz die Zahl, die Organisation und die Kompetenz der Gerichte.





6.38	Es können keine  Sondergerichte eingeführt werden, unter welcher Bezeichnung auch immer.





6.39	Der Grosse Rat stellt den richterlichen Behörden die adäquaten Mittel zur Verfügung, um das rasche Handeln und die Qualität der Justiz sicherzustellen.





6.40	Die Parteien haben das Recht, angehört zu werden.





6.41	Die Gerichtsverhandlungen sind öffentlich, ausser in den vom Gesetz vorgesehenen Ausnahmen, welches ausserdem die Sprache der Debatten regelt.





6.42	Die durch die Gerichte erlassene Urteile werden begründet. Das Gesetz regelt die Ausnahmen.





6.43	Jede Person gilt als unschuldig, solange sie nicht rechtskräftige verurteilt ist. Jede angeklagte Person hat das Recht, über die gegen sie gerichteten Anklagen innerhalb kürzester Frist und in ausführlicher Form informiert zu werden. Sie muss in die Lage gebracht werden, ihre Verteidigungsrechte geltend zu machen. Jede verurteilte Person hat das Recht, das Urteil durch eine höhere Gerichtsbarkeit überprüfen zu lassen.





6.44	Es wird beschlossen, der richterlichen Gewalt ihre finanzielle Autonomie nicht zu gewähren.





6.45.1	Die Zusammensetzung des Kantonsgerichts soll nicht in der Verfassung, sondern im Gesetz geregelt werden:


	- Permanente Richter, Stellvertreter und Beisitzer


	- Berufsrichter und Nichtberufsrichter


	- Permanente oder teilzeitlich tätige Berufsrichter





6.45.2	Die genaue Zahl der Richter, aus denen sich das Kantonsgericht zusammensetzt, soll nicht durch die Verfassung, sondern durch das Gesetz geregelt werden.





6.46	Jede Person, die nicht über ausreichende Mittel verfügt, hat das Recht auf unentgeltliche Rechtspflege, es sei denn ihre Angelegenheit entbehre jeglicher Aussicht auf Erfolg. Sie hat ausserdem das Recht auf einen unentgeltlichen Verteidiger, insofern es die Wahrung ihrer Rechte erfordert. 
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